
Heraus  zum  Generalstreik  fürs
Klima am 20. September!
Kurz  vorab:  Seit  einigen  Monaten  arbeiten  wir  bereits  in  der
Antikapitalistischen  Plattform  „ChangeforFuture“  und  hatten  eigentlich
geplant, einen Aufruf zum 20.9. mit der Plattform zu veröffentlichen. Wir
konnten  uns  in  CFF  noch  nicht  gemeinsam  für  eine  Version  desselben
entscheiden. Da es nicht mehr lange ist bis zum Streik veröffentlichen wir
dennoch schonmal das Folgende.

Wir, die antikapitalistische Plattform Change for Future, rufen zum
Generalstreik am 20.09 und zu der bundesweisten Protestwoche, voller
Streiks, Besetzungen und direkten Aktionen zwischen dem 21.und dem 27.
September auf.
Gemeinsam mit allen Arbeiter_Innen, Schüler_Innen. Student_Innen und
Arbeitslosen wollen wir in den Generalstreik treten, um unseren
Forderungen Gehör zu verschaffen.

Als Kampfmittel verbindet der Generalstreik den politischen Protest mit
der Aktionsform des Streiks, einer Aktionsform der Arbeiter_Innenklasse.
Hierbei sollen wirtschaftlicher und politischer Druck die herrschende
Klasse zur Umsetzung unserer Forderungen zwingen. Lasst uns deutlich
machen, dass unsere Bewegung sich auf die Seite der Ausgebeuteten und
nicht der Ausbeuter_Innen stellt. Wir müssen jede Möglichkeit nutzen,
uns mit den sozialen Bewegungen der Klasse, mit den
Mieter_Innenprotesten und mit der Antirassistischen Bewegung gemeinsam
auf eine Seite zu stellen.
Wir nehmen uns das Streikrecht!
Seit Anfang des 20. Jahrhunderts gibt es in Deutschland kein politisches
Streikrecht. Der Streik sei ein Mittel für bessere Arbeitsbedingungen zu
kämpfen. Dieser Konsens entpolitisiert die Arbeiter_Innenklasse und
nimmt ihr eines ihrer wirksamsten Kampfmittel.
Damals wie heute -Hartz, Leih und Zeitarbeit wurden ebenfalls unter
Rot-Grün durchgeboxt- beteiligt sich die SPD an Regelungen, die
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offensichtlich nicht im Interesse der sozial Benachteiligten stehen.
Daneben fliegen neoliberale und rechtspopulistische Parteien gerade im
Aufwind. Gerade jetzt werden soziale Bewegungen geschwächt und
demokratische Rechte eingeschränkt. Internetzensur, Überwachung, neue
Polizeigesetze und Eingriffe ins Streikrecht ebnen dabei den Weg,
zukünftige Bewegungen im Keim zu ersticken und die Macht der
Kapitalist_Innen zu festigen.
Unser Umweltschutz kennt keinen Markt!
In einem System, dass auf Ausbeutung und Mehrwert, so wie dem Zwang
ständig zu wachsen beruht, sehen wir keine Möglichkeit die Umweltkrise
zu lösen. Ansätze, die den bestehenden Konzernen und Banken nutzen, z.B.
Verkauf vermeintlich grüner Technik(Stichwort Elektroautos) werden
verfolgt, wobei längst klar ist, dass der individuelle Personenverkehr
nicht grün sein kann!
Mit diesem Streik wollen wir deutlich machen, dass wir nicht glauben,
dass die Klimakrise durch Verzicht im Konsum, auf dem Rücken der
privaten Haushalte gelöst werden kann.
Vielmehr muss zur Lösung der Umweltkrise die Systemfrage gestellt
werden.

Internationalismus statt Rechtsruck, Nieder mit der Festung Europa!
Gerade in halbkolonialen Ländern müssen Menschen schon jetzt unter den
Folgen des Klimawandels leiden. Tödliche Hitzewellen, Überschwemmungen,
jahrelange Dürren oder das massive Artensterben, das vielen Menschen die
Nahrungsgrundlage entzieht: alles Auswirkungen des menschengemachten
Klimawandels. Gleichzeitig beuten westlliche Konzerne Arbeiter_innen auf
der ganzen Welt aus, vereinnahmen Böden mit Monokulturen und zerstören
so nachhaltig ganze Ökosysteme. Stellvertreter_Innenkriege, die
Finanzierung antidemokratischer Kräfte und die Flut an Waffenexporten
tun Ihr Übriges zur Zerstörung der Lebensgrundlage von Millionen von
Menschen bei. Menschen, die so zur Flucht genötigt werden, können in den
seltensten Fällen auf Asyl in reichen imperialistischen Staaten hoffen,
da diese sich mehr und mehr mit Hilfe von Zäunen, von Grenzen,
Kontrollen und letztlich Waffengewalt gegen Einwanderung abschotten.
Wir haben begriffen, dass der Klimawandel globale Auswirkungen hat, dass



Lösungen nur global gefunden werden können. Dabei hilft es sich nicht in
nationalistischer Manier nur auf die Politik im eigenen Land zu
fokussieren und so das Große ganze aus dem Blick zu verlieren. Die
Arbeiter_Innen kennen kein Vaterland, nieder mit jedem Nationalismus.
Klimagerechtigkeit jetzt! System Change not Climate Change!

Gi-Ga-Generalstreik  am  20.9.!
Warum  die  Gewerkschaften
bisher  nicht  mitmachen  wollen
und  wir  sie  aber  dringend
brauchen.
Stellt euch mal vor, die Fridays-for-Future Großaktionen am 20.9. werden
noch ein  bisschen anders  als  wir  es  sonst  von unseren Schulstreiks  am
Freitag  kennen.  Neben  den  Tausenden  von  Schüler_innen  mit  bunten
Schildern in den Händen könnten an diesem Tag noch einmal mindestens
doppelt so viele Arbeiter_innen in grellen Warnwesten und mit den Fahnen
ihrer  Gewerkschaften  stehen.  Ein  lautstarker  Demonstrationszug  mit
hunderttausenden von Menschen könnte sich in vielen Städten gleichzeitig in
Bewegung setzen. Im Unterschied zu sonst wären wir nicht nur wesentlich
mehr Menschen sondern es würde auch niemand um uns herum arbeiten.
Keine Straßenbahn würde an uns vorbeifahren und keine Bauarbeiter_innen
würden von Gerüsten auf uns mit fragenden Blicken herabschauen. Es wäre
nämlich ein Generalstreik. Mit Fridyas for Future konnten wir bereits viel
Aufmerksamkeit generieren und das Klimaproblem stärker in den Fokus der
öffentlichen Debatte rücken. Doch noch immer haben wir es nicht geschafft,
die Politik wirklich zum Handeln zu bewegen. Das könnte sich durch einen
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Generalstreik am 20.9. ändern, denn wenn alles stillsteht, bleiben auch den
Konzernen  ihre  Profite  aus  und  die  Politiker_innen  sind  gezwungen  zu
handeln.  Der  Generalstreik  ist  die  stärkste  Waffe,  die  wir  als  Menschen
haben, die selber kein Vermögen auf dem Konto, eigene Fabriken oder große
Ländereien besitzen, um für unsere politischen Ziele zu kämpfen.

„Ausstempeln“ bis zum Generalstreik?

Ist es also das, was uns am 20.9. erwartet? Mehrere Prominente wie zum
Beispiel der Fernsehmoderator Joko Winterscheidt haben schließlich bereits
öffentlich ihre Solidarität mit unserem Klimageneralstreik ausgedrückt und
dazu aufgerufen, an den Aktionen teilzunehmen. Dazu gehört auch Frank
Bsirske, der Chef der Gewerkschaft verdi, der zweitgrößten Gewerkschaft in
Deutschland.  Kl ingt  also  so,  als  ob  unsere  schöne  Idee  vom
Klimageneralstreik tatsächlich Realität werden könnte. Leider gibt es da nur
einen Haken: Kurz nachdem der Gewerkschaftschef seine Solidarität mit uns
ausdrückte, sagte er: „Wir rufen natürlich nicht zu einem ordentlichen Streik
auf, das geht nicht. […] Aber wer kann, sollte ausstempeln und mitmachen“.

Aber wer kann einfach so mal nicht zur Arbeit kommen, um an einer Demo
teilzunehmen? Wer hat am Ende des Sommers noch Urlaubstage übrig, um
mal  eben  „auszustempeln“?  Damit  Arbeiter_innen  streiken  können,  ohne
Angst um ihren Job oder andere Repressionen fürchten zu müssen, ist es
essenziell, dass die Gewerkschaften zum Streik aufrufen. Tun sie dies nicht,
bleibt nur einigen wenigen privilegierten Arbeiter_innen die Möglichkeit an
den Aktionen teilzunehmen. Der Streik sollte jedoch eine kollektive und keine
individualistische Aktionsform sein, denn so verliert er seine Wirkung.

Legal? Illegal? Scheißegal!

Zum anderen bleibt uns Bsirske auch eine Antwort auf die Frage schuldig,
warum  man  denn  nicht  zu  einem  ordentlichen  Streik  aufrufen  könne.
Vermutlich  würde er  ähnlich  wie  auch Anfang des  Jahres  bezüglich  des
internationalen Frauenstreiks  antworten,  dass  in  Deutschland sogenannte
„politische Streiks“ verboten seien. Gewerkschaften dürften Streiks lediglich
als letztes Mittel nutzen, um Druck in Tarifverhandlungen auszuüben. Sorry



Frank,  aber du erzählst  hier mal  wieder Mist.  Schließlich gibt  es genug
Beispiele für politische Streiks in Deutschland. Prinzipiell sind diese auch
nicht von der Verfassung verboten. Es gibt lediglich eine Tradition in der
Rechtsprechung  des  Bundesarbeitsgerichtes,  die  Streiks  ohne  Bezug  zu
laufenden Tarifverhandlungen häufig mit Einschränkungen und Repression
belegt.  Langjähriger  Präsent  des  Gerichtes  und  Architekt  der
arbeiter_innenfeindlichen  Urteile  war  übrigens  der  NS-Jurist  Hans-Carl
Nipperdey,  der  schon  unter  Hitler  begeistert  die  nationalsozialistische

Einheit  zwischen  Angestellten  und  Unternehmern  beschwor1.  Außerdem
könnte sich unser verängstigter Frank dann auch mal mit den anderen DGB-
Gewerkschaften an einen Tisch setzen und zusammen überlegen, ob sie nicht
weitere Streikaktionen durchführen wollen, um mögliche Finanzstrafen des
Bundesarbeitsgerichtes abzuwenden.

Zum anderen ist es eigentlich auch gar nicht wichtig, ob ein Generalstreik im
Einklang  mit  dem  geltenden  Recht  in  Deutschland  steht.  Die  großen
Generalstreiks  in  der  Geschichte  der  Arbeiter_innenbewegung  in
Deutschland  waren  es  zumindest  auch  nicht:  Ob  die  Massenstreiks  zur
Beendigung des  Ersten Weltkrieges,  der  Generalstreik  der  die  Weimarer
Republik  vor  einem  faschistischen  Putsch  1920  gerettet  hat  oder  der
Generalstreik, der uns 1948 vor dem krassesten Marktradikalismus bewahrt
hat. Und trotzdem konnten sie ihre politischen Ziele einfach so entgegen dem
geltenden bürgerlichen Recht durchsetzen. Was soll auch so ein Stück Papier
gegen die geballte Kraft der Arbeiter_innenklasse ausrichten? Schließlich hat
ein Generalstreik mit  Millionen Unterstützer_innen auch eine viel  höhere
demokratische Legitimität  als  irgendein von Fascho-Juristen konstruiertes
Urteil. Die Herrschenden sind dadurch gezwungen auf die Interessen der
streikenden Massen einzugehen und können, sollten sie dies nicht tun, durch
weitere Aktionen sogar entmachtet werden.

Die soziale Frage aufwerfen

Allen falschen Ausreden und Opportunismus von unserem verdi-Frank zum
Trotz  ist  es  dennoch  schon  einmal  ein  gutes  Zeichen,  wenn  sich  die
zweitgrößte  Gewerkschaft  in  Deutschland  mit  den  Protesten  solidarisch



zeigt.  Viele andere Gewerkschaften haben dies bisher nicht getan. Dabei
wäre  das  eigentlich  bitter  nötig,  denn  die  Klimakrise  betrifft  uns  alle.
Besonders uns Jugendliche und Lohnabhängige, denn die Reichen können
sich viel besser vor den Auswirkungen des Klimawandels schützen, während
wir speziell in ärmeren Ländern seinen Folgen vorwiegend ausgesetzt sind.
Die  Klimakrise  hat  also  eine  soziale  Dimension,  eine  Klassendimension,
weshalb  wir  den  Kampf  dagegen  auch  mit  der  sozialen  Frage,  der
Klassenfrage, verknüpfen müssen. So müssen wir dafür eintreten, dass die
Kosten der Klimakrise nicht auf dem Rücken der Arbeiter_innen und der
Jugend ausgetragen wird (z. B. durch Ökosteuern oder Massenentlassungen
in  umweltschädlichen  Industrien).  Wir  müssen  dafür  sorgen,  dass  die
Klimafrage und die soziale Frage nicht gegeneinander ausgespielt sondern
miteinander verbunden werden. Das heißt also nicht Jobs in der Braunkohle
zu retten damit weitergebaggert und verpestet wird. Vielmehr heißt das neue
Jobs  in  der  Gewinnung  regenerativer  Energien  zu  schaffen  und  durch
Umschulungen, höhere Löhne und Arbeitszeitverkürzungen gleichzeitig für
bessere  Arbeit  und ein  besseres  Klima zu kämpfen.  Dafür  brauchen wir
jedoch auch in Fridyas for Future ein Verständnis und Sensibilität für die
existenziellen Sorgen und Nöte der  Beschäftigten und keine abgehobene
Ignoranz, wie sie in der Debatte manchmal vorkommt. Sprüche wie „Sucht
euch  doch  einfach  nen  Job  in  nem Öko-Startup!“  oder  „Wir  alle  sollten
einfach nur noch Bio-Produkte kaufen!“ helfen da wenig weiter und spiegeln
vielmehr die privilegierte Position einiger Aktivist_innen wider.

Good old Klassenkampf is needed!

Dass jedoch heute nicht alle Arbeiter_innen und Gewerkschaftsmitglieder so
Feuer und Flamme für den Aufbau einer kämpferischen Umweltbewegung
eintreten und wir Schüler_innen und Studierenden es in Fridays for Future
dagegen schon tun, hat viel mit den desillusionierenden Erfahrungen der
Gewerkschaftsbewegung in  den letzten Jahrzehnten zu tun (die  wir  zum
Glück nicht machen mussten). So hat die Gewerkschaftsführung mit ihrer
Politik der Sozialpartnerschaft (was so viel wie Kooperation zwischen Kapital
und Arbeit anstelle von Klassenkampf heißt) für Vertrauensverlust, Trägheit
und Passivität unter den Gewerkschaftsmitgliedern gesorgt. Und das, obwohl



Umweltschutz seit  dem Entstehen der Arbeiter_innenbewegung eigentlich
immer ein zentrales Thema der Gewerkschaften war. Damals ging es vor
allem noch um den Kampf gegen den Einsatz lebensgefährlicher Chemikalien
in  der  Produktion,  die  die  Gesundheit  von  Mensch  und  Natur  massiv
bedrohten. Im Zuge der Sozialpartnerschaft haben die Gewerkschaften dann
das Umweltthema und viele  andere politische Fragen nach und nach im
Aktenschrank der Geschichte verstaut und sich von den Unternehmen aus
der Sphäre der Politik drängen lassen, sodass sie sich heute nur noch für
Tarifverhandlungen zuständig fühlen.

In diesem Aktenschrank müsste sich auch ein Schredder befinden, dem die
internationale Solidarität zum Opfer gefallen ist. Mit der Sozialpartnerschaft
ging  nämlich  auch  die  Entfaltung  der  nationalistischen  Orientierung der
Gewerkschaften einher, die den Ausbau Deutschlands zur Exportmacht der
Solidarität mit Arbeiter_innen weltweit vorzieht. Doch da der Kampf gegen
die  Klimakrise  global  stattfinden  muss,  brauchen  wir  internationale
Solidarität statt nationalistischer Spaltung. Dies wird umso deutlicher, wenn
wir uns vor Augen führen, dass sich der Klimawandel auch zu einem der
wichtigsten  Fluchtgründe  entwickeln  wird.  Wenn  wir  also  die
Arbeiter_innenklasse  ernsthaft  für  Fridyas  for  Future  gewinnen  wollen,
müssen wir  sie  davon überzeugen,  die  Politik  der  Sozialpartnerschaft  zu
beenden indem wir zwei Sachen von den Gewerkschaften einfordern:

Hört  auf  euch von den Unternehmen bevormunden und mundtod1.
machen zu lassen und fangt endlich wieder an, euch als politische
Kampforgane der Klasse zu begreifen, indem ihr euch zum Beispiel
entschieden gegen die Klimakrise positioniert.

Brecht  mit  eurer  nationalistischen  Standortideologie,  denn  dem2.
Klima sind nationalstaatliche Grenzen ziemlich egal.  Zum anderen
kann die Aufgabe einer ökologisch-nachhaltigen Umgestaltung der
Produktion  insbesondere  für  die  deutsche  Wirtschaft,  die  auf  die
Verwertung  von  Rohstoffressourcen  und  billiger  Arbeitskraft  im
Ausland angewiesen ist, nur international gedacht werden kann. Holt
euch  von  uns  ein  wenig  Nachhilfeunterricht  zum  Thema
„Klimagerechtigkeit“  ab.



Die Gewerkschaftsführungen werden sich vermutlich leider nicht so leicht
von unseren Argumenten überzeugen lassen – auch wenn sie gut sind. Das
liegt daran, dass sie selber viel zu tief in der Scheiße mit drinstecken und
ihre eigenen Privilegien verlieren könnten. Es braucht also aktiv Druck aus
der Gewerkschaftsbasis gegen die Führung, sonst machen die gar nichts. Der
20.9. kann dabei ein Startschuss sein, um die Diskussion neu zu entfachen,
wie  Gewerkschafts-  und  Umweltbewegung  vereint  werden  können.  Doch
lasst uns nicht nur quatschen sondern auch machen und jede_r Arbeiter_in
auf unseren Demos willkommen heißen. Ziel muss es sein, eine internationale
Bewegung  der  Jugend  und  der  Arbeiter_innen  aufzubauen,  die  durch
Massenstreiks  und  Besetzungen  unser  Interesse  an  der  Rettung  dieses
Planeten durchsetzt.

1 Vgl. ak Nr. 651, S.23

Brasilien: Tage des Feuers
übernommen von der Gruppe ArbeiterInnenmacht, ein Artikel von: Markus
Lehner, Neue Internationale 240, September 2019

Seit Beginn der Trockenzeit in der Amazonasregion ist dieses Jahr dort ein
wahres Inferno an Waldbränden ausgebrochen. Allein im August handelt es
sich jede Woche um Tausende. Diese sind zwar sehr unterschiedlich in der
Größe,  summieren  sich  aber  zu  einem  Katastrophenzustand,  von  dem
inzwischen  die  vier  brasilianischen  Bundesstaaten  Rondônia,  Pará,  Mato
Grosso und Amazonas betroffen sind. Aufnahmen von Satelliten zeigen, dass
pro Minute Regenwald in der Größe von etwa 1,5 Fußballfeldern abbrennt.

Verbrecherische Politik
Die  Mitschuld  der  verbrecherischen  Bolsonaro-Regierung  an  diesem
ökologischen Desaster mit globalen Auswirkungen ist unbestreitbar. Agro-
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Business und extraktive Industrien (wie der Bergbaukonzern Vale) haben für
ihre  globalen  Geschäfte  ein  starkes  Interesse  an  der  rücksichtslosen
Ausbeutung  der  Amazonasregion.  Durch  die  Vorgängerregierungen  und
internationalen  Druck war  das  enorme Entwaldungstempo seit  2004 von
jährlich über 20.000 Quadratkilometer auf unter 10.000 zurückgegangen.
Offensichtlich ist es die „Entwicklungsstrategie“ der Bolsonaro-Regierung, im
Interesse ihrer wesentlichsten GeldgeberInnen diese „Zurückhaltung“ wieder
vollständig aufzugeben. Die „Umweltbedenken“ wurden als Behinderung der
wirtschaftlichen Interessen Brasiliens verunglimpft, internationale Kritik als
„Neokolonialismus“  abgetan  und  jede  nur  erdenkliche  Hetze  gegen
Umwel takt iv i s t Innen ,  Landlosenbewegung  und  ind igene
AmazonasbewohnerInnen  vom  Zaun  gebrochen.

Gleich  zu  Beginn  der  Präsidentschaft  von  Bolsonaro  wurden  IBAMA
(Brasilianisches Institut für Umwelt und erneuerbare natürliche Ressourcen;
Umweltbundesamt  Brasiliens)  „gesäubert“,  21  der  27  Regionaldirektoren
abgesetzt  und  ihre  Mittel  drastisch  gekürzt.  Mit  Tereza  Cristina,  der
Landwirtschaftsministerin, bekam eine direkte Lobbyistin des Agrobusiness
die  Verantwortung  für  die  Amazonasregion  übertragen.  Der
„Umweltminister“ Ricardo Salles erklärte, dass es die oberste Pflicht seines
Ministeriums ist,  die „Rechte der LandbesitzerInnen zu schützen“.  Daher
werden  nicht  nur  die  Aktionen  gegen  illegale  Landbesetzungen  jetzt
rechtzeitig  angekündigt,  es  gibt  auch die niedrigsten Strafen für  illegale
Brandrodungen seit Jahrzehnten. Die 980 Millionen Dollar, die die EU für die
Wiederaufforstung im Amazonas  zur  Verfügung gestellt  hat,  werden von
Salles zur „Entschädigung“ von Agrounternehmen verwendet (die die jetzt
freigegebenen Gebiete sich zumeist illegal angeeignet hatten). Schließlich
brachte Flávio Bolsonaro, der Sohn des Präsidenten, der selbst Senator ist,
ein Gesetz ein, das die Verpflichtung zum Schutz bestimmter Pflanzenarten,
die LandbesitzerInnen bisher einhalten mussten, lockert.

Was auch immer die Regierung bisher an Maßnahmen gesetzt hat: klar ist,
dass sich LandbesitzerInnen, Konzerne und ihr gesellschaftliches Umfeld in
der Amazonasregion durch Bolsonaro ermutigt fühlten, alle Schranken fallen
zu lassen. Seit dem Amtsantritt von Bolsonaro im Januar wurden bis Juni



79.000 neue Brände gezählt, ein Anstieg um 82 % gegenüber dem Vorjahr.
Die  kriminelle  Energie  der  LandeigentümerInnen  wird  am  Beispiel  des
Überfalls auf das indigene Volk der Wajapi im Bundesstaat Amapá deutlich:
Am 24. Juni drangen Bewaffnete eines Bergbaukonzerns für Rodungsarbeiten
in  das  als  „geschützt“  ausgezeichnete  Gebiet  ein,  vertrieben  die
EinwohnerInnen  und  töteten  dabei  mehrere  Menschen,  darunter  deren
Sprecher Emyra: ein Mord, der unter den Indigenen-AktivistInnen großes
Entsetzen  verbreitete.  Dies  ist  Ausdruck  des  Charakters  der  Bolsonaro-
Bewegung:  von  GroßgrundbesitzerInnen  unterstützt,  gibt  es  in  den
ländlichen  Regionen  Mittelschichten  und  HandlangerInnen,  die  sich
rassistisch aufgeladen mit mörderischer Energie auf die Hindernisse für das
„echte Brasilianertum“ stürzen: Indigene, landlose LandarbeiterInnen und
KleinbäuerInnen (meist durch die MST vertreten), UmweltaktivistInnen und
Linke: eine mit Bolsonaro verbundene Bewegung, die durchaus Ähnlichkeiten
mit den italienischen FaschistInnen der 1920er Jahre im Klassenkampf um
die Latifundien der Po-Ebene hat. Daher sind die Waldbrände nicht nur ein
ökologisches  Desaster,  sie  sind  auch  Teil  einer  gewalttätigen  Bewegung
gegen alle, die Interesse an einem nachhaltigen Umgang mit dem Regenwald
haben.  So stellt  es  auch die  Erklärung der  MST (die  von Bolsonaro als
„Terrororganisation“ bezeichnet  wird)  zu den jüngsten Bränden fest:  Die
Abschaffung  der  bisherigen  (schwachen)  Schutzbestimmungen  im
Amazonasgebiet ist das eine, aber „zur selben Zeit wächst die Verfolgung
und Kriminalisierung der Teile der Bevölkerung, die traditionellerweise die
Biome Brasiliens erhalten: die einfache Landbevölkerung und die Indigenen“
(Queimar  a  Amazonia  e  crime  contra  humanidade,  MST,  23.8.).  [Biom:
Großlebensraum der Erde; Makro-Ökosystem]

So ist es auch kein Wunder, dass kürzlich bekannt wurde, dass über einen
Whatsapp-Verteiler der bolsonaristischen LandeigentümerInnen für den 10.
August  zu  einem  „Tag  des  Feuers“  aufgerufen  wurde  entlang  der
Bundesstraße 163, die die jetzt besonders betroffenen Regionen Mato Grosso
und Pará (beim Rio Tapajós) verbindet. Nachdem diese Whatsappgruppe von
70 LandeignerInnen durch die Zeitschrift Globorural geleakt worden war,
konnte das lächerliche Ablenkungsmanöver von Bolsonaro, dem zufolge die
Umweltorganisationen die Brände selber legen würden, um ihm zu schaden,



nicht mehr aufrechterhalten werden. Inzwischen muss selbst der Bolsonaro
zutiefst  ergebene  Justizminister  Moro  gegen  die  tatsächlichen
BrandstifterInnen ermitteln lassen (Globorural, Grupo usou whatsapp para
convocar „dia do fogo“ no Para; 25.8.).

Entwicklung der letzten Jahre
Natürlich  sind  Waldbrände  am  Rand  des  Amazonasgebiets  und  in  der
angrenzenden  Savannenlandschaft  (Cerrado)  speziell  in  der  Trockenzeit
nichts Ungewöhnliches, haben sich jedoch durch bestimmte Umstände in den
letzten Jahren periodisch verstärkt.  Zu beachten ist,  dass  normalerweise
selbst in der „Trockenzeit“ im Amazonasgebiet durchschnittlich mehr Regen
fällt als in unseren Breiten in den regenreichsten Monaten. Das Gebiet lebt
einerseits vom Abregnen der feuchten Luftmassen der äquatorialen Nord-
/Südostpassatwinde,  die  sich  in  der  zweiten  Jahreshälfte  entsprechend
abschwächen. Andererseits erzeugt der Regenwald selbst ein Mikroklima,
das  auch  in  der  Trockenzeit  noch  für  ausreichend  Regen  sorgt.  In  den
Millionen-Jahren, in denen sich der Regenwald gebildet hat, haben speziell
die Regenwaldbäume aufgrund der nährstoffarmen Böden die Fähigkeit zu
enormem Wasserumsatz  entwickelt.  Zur  Aufnahme von Kohlendioxid  und
Abgabe von Wärme über Wasserdampf haben sie ein Kreislauf-, Wurzel- und
Porensystem  entwickelt,  das  sie  pro  Tag  1000  Liter  aus  Bodenwasser
umsetzen  und  in  die  Atmosphäre  abgeben  lässt  (die  Bäume  unserer
Breitengrade schaffen durchschnittlich um die 400 Liter).  Dies senkt die
Temperatur  im  Waldgebiet  (durch  die  über  das  Wasser  dem  Boden
entnommene Wärmeenergie), bewässert große Gebiete und sorgt durch die
Sonnenabstrahlung  der  großen  Wolkenbänke  (Albedo-Effekt)  für  einen
zusätzlichen  Klimaschutz.

Die  schon  bisher  betriebene  Abholzung  hat  messbare  langfristige
Auswirkungen  auf  das  regionale  und  globale  Klima.  Seit  1970  wurden
800.000  Quadratkilometer  (von  ursprünglich  4  Millionen)  abgeholzt,  mit
einem gemessenen Effekt von 0,6 Grad Erwärmung im Amazonasbecken. Die
abgeholzten Gebiete sind noch mal im Durchschnitt um 4,3 Grad wärmer,
was bei landwirtschaftlicher Nutzung wiederum gesteigert wird (ohne die



Wirkungsweise der Waldflora kann nur ein Bruchteil des Regenwassers im
Boden  gehalten  werden,  der  Großteil  fließt  ab).  Die  nährstoffarmen  so
gewonnenen Böden sind nach 4–5 Jahren zumeist unbrauchbar. Viele werden
aufgegeben  und  versteppen  (was  den  Hunger  nach  immer  neuen
Abholzungen erklärt). Diese immer größeren Schneisen des Cerrado in den
Regenwald  untergraben  das  Mikroklima  in  immer  mehr  Bereichen  des
Waldes – und ab einer bestimmten Gesamttemperatur (beim heutigen Tempo
wird  die  Erwärmung  bis  2050  seit  1970  um  1,5  Grad  gestiegen  sein)
funktioniert die „Wasserpumpe“ Baum in diesen Bereichen nicht mehr. Dann
werden selbst  Regenwaldbäume zu leichter Beute von Funkenflügen und
Wind.  Nach  unterschiedlichen  Modellen  wird  daher  inzwischen  von
bestimmten  „Kipppunkten“  des  Waldsterbens  im  Amazonasbecken
gesprochen.  Seit  langem wird davon gesprochen,  dass mit  40 % Verlust
(relativ zur Größe 1970) ein Punkt erreicht wäre, wo die Selbstregeneration
und  der  Mikroklimaschutz  zusammenbrechen  und  der  Wald  als  Ganzes
bedroht ist (also der Region die Versteppung drohen könnte). Inzwischen
werden  Modelle  mit  20–25  %  diskutiert,  die  schon  nahe  an  den  heute
e r r e i c h t e n  1 7  %  W a l d v e r n i c h t u n g  s i n d
(https://advances.sciencemag.org/content/4/2/eaat2340).

Die Auswirkungen der Erreichung dieses Kipppunktes wären nicht nur für
das  regionale  Klima,  und  damit  für  die  natürlichen  Grundlagen  der
Landwirtschaft  in  Südamerika,  verheerend.  Das  Amazonasbecken  enthält
40  %  des  Weltbestandes  an  Regenwäldern  und  10–15  %  der  globalen
Biodiversität.  Vor  allem  aber  ist  der  Regenwald  auch  eine  riesige
Kohlenstoffsenke:  In  der  Biomasse  der  Regenwälder  steckt  so  viel
Kohlenstoff,  wie  die  Menschheit  derzeit  in  10  Jahren  verbrennt.  In
„normalen“  Jahren  (ohne  extreme  Dürreereignisse)  nimmt  der
Amazonasregenwald  etwa  1,5  Milliarden  Tonnen  Kohlendioxid  aus  der
Atmosphäre auf und wirkt damit der Erderwärmung durch Treibhausgase
entgegen. In den letzten Dürrejahren mit großen Brandereignissen, die seit
den 2000er-Jahren im 5-Jahresrhythmus stattfanden (das letzte war 2015),
kehr te  s i ch  d i es  um.  Dann  bewi rk t  d i e  Verbrennung  der
Kohlenstoffreservoirs des Waldes, dass in so einem Jahr mehr Treibhausgase
entstehen,  als  zur  selben  Zeit  von  China  und  den  USA  zusammen



hervorgebracht werden. Dabei sind diese Dürreereignisse selbst ein Produkt
des  Klimawandels.  Es  lässt  sich  ein  Zusammenhang  mit  den  El-Ninjo-
Phänomenen  nachweisen  (die  Erwärmung  im  Ostpazifik  führt  zu  einer
Umkehr  der  Konvektionsströme  über  Südamerika,  was  zu  einer
Abschwächung der für den Regenwald lebenswichtigen Passatwinde führt).
Entscheidend ist derzeit aber, dass in diesem Jahr dieses Wetterphänomen
noch nicht sein Maximum erreicht hat – dieses ist erst im nächsten Jahr
wahrscheinlich  (die  Auswirkungen können wir  uns  heute  noch gar  nicht
vorstellen!).  Gerade  dies  zeigt  deutlich,  wie  sehr  menschengemacht  das
derzeitige Ausmaß der Brandkatastrophe ist. Sollten die Vorhersagen für die
nächsten  beiden  Jahre  stimmen und  die  brasilianische  Politik  sich  nicht
grundlegend ändern, so wären die Auswirkungen auf den Regenwald und das
Weltklima beängstigend!

Reaktionen
Sehr zum Unmut von Bolsonaro ließ sich die Katastrophe in Amazonien vor
der Weltpresse und globalen Umweltverbänden nicht verbergen – auch die
Entlassung  des  Direktors  der  Satellitenüberwachung  half  nichts  mehr,
nachdem die NASA diesem „Nestbeschmutzer“ auch noch in allen Punkten
recht gegeben hatte. Bolsonaros Politik steht jetzt weltweit am Pranger – und
dies ist angesichts der großen Exportpläne speziell des Agrobusiness keine
gute  Publicity.  Hatte  man  sich  doch  gerade  durch  das  Mercosur/EU-
Abkommen  riesige  Geschäfte  mit  Fleisch  und  Tierfutter  nach  den  zu
erwartenden  Zollsenkungen  versprochen.  Sicherlich  hat  besonders  der
französische Präsident sein Herz für den Amazonas speziell auch aufgrund
der Bedenken seiner heimischen Agrarlobby entdeckt. Klar ist jedoch, dass
jetzt  auch  die  brasilianische  Agroindustrie  „Maßnahmen“  fordert  und
erkennt, dass Bolsonaro ihrem Geschäft gerade schadet. In vielen Punkten
muss jetzt zurückgerudert werden. Der Einsatz der brasilianischen Armee
zur  Brandbekämpfung  muss  jedoch  auch  als  Element  des  inneren
Klassenkampfes  verstanden  werden.

Die  Armee  wirkt  dort  nicht  nur  als  erweiterte  Feuerwehr,  sondern  als
Unterstützung  im  Kampf  gegen  die  dortigen  „TerroristInnen“



(UmweltschützerInnen,  Indigene,  Landlose,…).  Ebenso  werden  die
„Hilfsaktionen“  aus  Europa  und  den  USA,  besonders  die  zur
„Wiederaufforstung“, sicher wieder als „Entschädigung“ zum Verzicht auf
weitere Brandrodungen eingesetzt werden. Aus Deutschland und Co. sind
diese PR-Aktionen vor allem als Instrumente zu verstehen, das Mercosur-
Abkommen in jedem Fall zu retten.

Trotz der großen Bekenntnisse zum Klimaschutz und der Ermahnungen an
den „bösen“  Bolsonaro  wollen  deutsche  Industrie  und  Politik  ihr  großes
Brasiliengeschäft („ein unheimlich interessanter Zukunftsmarkt“ nach einem
Anlagefondsmanager, der der deutschen Bank nahesteht) nicht durch „so
etwas  Nebensächliches“  in  Frage  stellen  lassen.  Hatten  doch  wichtige
VertreterInnen der deutschen Konzerne (von Daimler,  VW, Bayer bis  zur
Deutschen Bank) ihre unverhohlene Unterstützung für Bolsonaro schon vor
dessen  Wahl  zum  Ausdruck  gebracht.  Auch  gegenseitige  Besuche  von
WirtschaftsvertreterInnen  nach  der  Wahl  zeigen  deutlich,  dass  man
gegenseitig große Geschäfte und Investitionen erwartet.  Dazu passt dann
auch, dass der SPD-Außenminister bei seinem Besuch in Brasilien vor allem
von  Bolsonaros  Bereitschaft  zur  Zusammenarbeit  gegenüber  Venezuela
sprach – aber kaum die semi-faschistische Politik dieses Gangsters noch die
sich abzeichnende Amazonas-Katastrophe erwähnte.  Da wurde selbst  der
CSU-Minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung Müller
deutlicher, als er den ökologisch bedenklichen Anstieg von billigem Soja-
Futtermehl aus den Amazonas-Brandregionen anprangerte.

Ablenkungsmanöver
Natürlich  werden  jetzt  wieder  vor  allem  „die  VerbraucherInnen“  in  die
Verantwortung genommen, die durch ihren Fleischkonsum und Kauf billiger
Agrarimporte  die  VerursacherInnen  des  Ganzen  seien.  Abgesehen  wird
davon, dass die Preise auf den internationalen Agrarmärkten nur zum Teil
von den ErzeugerInnen bestimmt werden,  sondern durch eine Kette  von
MitprofiteurInnen  von  Lebensmittelkonzernen,  Handelsketten  bis  zu
Warenterminbörsen.  Verkannt  wird  auch  die  globale  Dimension  der
beteiligten Märkte:  der Handelskrieg zwischen den USA und China führt



gerade jetzt zu einem enormen Anstieg der Nachfrage nach Soja und Fleisch
aus  Brasilien  für  China.  „Verhaltensänderungen“  einiger  tausend
MarktteilnehmerInnen  aus  europäischen  Mittelklassefamilien  werden
angesichts dieser Struktur der globalen Agrar- und Rohstoffmärkte nichts
bewirken – schon gar nicht angesichts der Schnelligkeit,  mit der auf die
dramatische Situation des Regenwaldes reagiert werden muss. Es ist eine
billige Masche der eigentlichen VerursacherInnen, die Verantwortung auf
„die VerbraucherInnen“ abzuschieben, die dann auch noch durch das Green-
Washing von Produkten mittels fragwürdiger Ökolabels zur Kasse gebeten
werden.

Tatsächlich ist die Klimakatastrophe wie auch die Gefährdung grundlegender
Biotope ein klarer Fall von Marktversagen, von der Unmöglichkeit in diesem
System, solche Probleme über „den Markt“ (etwa durch Zertifikatehandel,
indirekte Steuern oder Produktbewertungen) zu lösen. Denn der Markt ist
n u r  d i e  V e r m i t t l u n g  d e r  e i g e n t l i c h  p r o b l e m a t i s c h e n
Kapitalverwertungsinteressen,  die  –  wie  auch  das  brasilianische  Beispiel
zeigt – die drohende ökologische Katastrophe wesentlich mit hervorbringen.
Daher  kann dieser  Katastrophe nur  entgegengewirkt  werden,  wenn man
radikal die Eigentumsfrage stellt. Die genannten Probleme erfordern einen
globalen Plan von Wiederaufforstung bis zur systematischen Umstellung auf
klimaneutrale Produktion auch im Agrarsektor.

Perspektive
Natürlich ist auch die Durchsetzung eines solchen globalen Planes angesichts
des Zeithorizonts der Probleme und der erwiesenen Langsamkeit globaler
Klimapolitik  keine  Soforthilfe.  Daher  müssen  heute  die  weltweiten
Umweltbewegungen im Zusammenkämpfen mit  den sozialen Bewegungen
vor Ort die jeweiligen Staaten zu radikalen Maßnahmen zwingen. Im Fall von
Brasilien  heißt  dies:  Enteignung  der  Agro-  und  Bergbaukonzerne,
Agrarreform zur Umverteilung des Großgrundbesitzes an die Bevölkerung
auf  dem Land  und  Entwicklung  eines  Planes  zur  Wiederaufforstung  des
Regenwaldes sowie zu seiner  ökologischen Bewirtschaftung –  alles  unter
Kontrolle  der  sozialen  und  ökologischen  Bewegungen,  vor  allem  der



LandarbeiterInnen und KleinbäuerInnen.  Nein zu den aus Massensteuern
finanzierten „Geldfonds“ von G7, EU & Co., die nur wieder in die Kassen der
GroßgrundbesitzerInnen  fließen  werden.  Stattdessen  sollen  die
imperialistischen  Konzerne  Steuern  aus  ihren  Gewinnen  für  die
Regenwaldprojekte unter Kontrolle der armen Landbevölkerung zahlen! Nein
zu jeder Unterstützung von Bundesregierung und deutschen Konzernen für
das Bolsonaro-Regime – es wird keine Rettung des Regenwaldes ohne den
Sturz dieses rechts und marktliberalen Regimes geben! Daher: vor allem
Unterstützung für die Bewegung zum Sturz von Bolsonaro, die im Kampf
gegen  dessen  sozialen  und  gesellschaftlichen  Amoklauf  schon  mehrere
Generalstreiks durchgeführt hat! Sofortiger Abbruch der Ratifizierung des
Mercosur/EU-Abkommens,  das den Interessen der deutschen Konzerne in
Brasilien  wie  auch dem der  brasilianischen Agrarkonzerne in  die  Hände
spielt – und nie ein Mittel zur Bewahrung des Amazonasgebietes sein kann
(wie uns das die Bundesregierung verkaufen will)!

Alle diese Forderungen müssen von einer ernsthaften Bewegung gegen den
Klimawandel,  wie  es  FFF beansprucht  zu  sein,  aufgegriffen  werden und
anstelle  der  verfehlten  Strategie  von  Verbraucher-Kritik  gestellt  werden!
Machen  wir  Amazonastag  am  5.  September  und  Klimastreik  am  20.
September  zum  Beginn  einer  globalen  Bewegung  zur  Enteignung  des
Kapitals,  das  als  Ganzes  diesen  Planeten  zerstört!

Beim  Umweltschutz  gibt  es
keine Kompromisse
Kurz  vorab:  Seit  einigen  Monaten  arbeiten  wir  bereits  in  der
Antikapitalistischen  Plattform  „ChangeforFuture“  und  hatten  eigentlich
geplant, die Resolution zusammen mit der Plattform zu veröffentlichen. Wir
konnten uns in CFF noch nicht gemeinsam für eine Version der Resolution
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entscheiden. Deshalb werden wir sie im Folgenden vorstellen.

Unsere Zukunft ist antikapitalistisch.

Man sagt, unsere Bewegung hat sehr viel erreicht. Aber das ist falsch. Wir
haben nur eins erreicht:  Aufmerksamkeit.  Doch die nötige Panik vor der
Klimakatastrophe, die Greta, wir und mit uns Millionen Jugendliche fordern
ist  bisher  ausgeblieben.  Zumindest  in  den  Chefetagen  der  Regierungen,
Konzerne und Banken. Das von uns geforderte Handeln ist ausgeblieben.
Ein Jahr ist vergangen – und uns bleiben nur neun Jahre.

Was  aktuell  getan  wird  ist  Betrug.  An  uns,  an  der  Zukunft  der
Menschheit.  Die  Politiker  haben  Jahrzehnte  durch  Verleugnung  und
Untätigkeit vergeudet. Jetzt versucht die Regierung uns mit Kompromissen
zu vertrösten.  Doch wir  als  Bewegung dürfen keinen Schritt  in  unseren
Forderungen zurück gehen. Tatsächlich müssen wir weitergehen.

Greta  sagt,  alles  muss  anders  werden.  Und  sie  hat  recht.  Statt
kosmetischen  Reformen braucht  es  einen  grundlegenden  Systemwechsel.
Selbst die Vorschläge der Grünen reichen laut Scientists for Future nicht aus,
die  Klimakatastrophe  aufzuhalten.  Deswegen  brauchen  wir  statt  einer
Wirtschaft zugunsten der Profite Weniger, ein internationales System, in dem
nach  unseren  Bedürfnissen  und  Fähigkeiten,  und  den  Bedürfnissen  und
Fähigkeiten der Umwelt gelebt, produziert und konsumiert wird. Es braucht
eine wahrhaft demokratisch geplante Wirtschaft. Das geht nur ohne den
Kapitalismus!

Einige in der Bewegung sagen, Antikapitalismus versetzt Leute in schrecken.
Und  sie  haben  Recht.  Es  versetzt  die  Reichen  und  Mächtigen  in
Schrecken.  Es  ängstigt  alle,  die  die  drohende  Klimaapokalypse  zu
verantworten haben und bisher nicht handeln. Wenn wir etwas erreichen
wollen, müssen sie in Panik geraten.

Kein  Vertrauen  in  ihre  leeren  Versprechungen .  Nur  unser
entschlossenes  und  radikales  Handeln  kann  etwas  erreichen.

Deswegen  muss  e s  am  20 .  Sep tember  e inen  wirk l i chen



Klimageneralstreik  geben.  Wir  fordern  hiermit  den  Deutschen
Gewerkschaftsbund,  die  Mietervereine,  Migrantenorganisationen,  alle
grünen und linken Organisationen dazu auf,  in den politischen Streik zu
treten.  Diese  Organisationen  müssen  Betriebsversammlungen  und
Mitgliederversammlungen  organisieren,  um  zu  diskutieren  und  zu
mobilisieren. Der DGB sagt, er unterstützt unsere Bewegung. Aus Worten
müssen Taten werden! Wir werden unsere Aktionen und Forderungen vor die
Betriebe tragen, um das sicherzustellen. Alles muss stillstehen.

In  der  Mobilisierung  müssen  wir  lokale,  regionale  und  bundesweite
Strukturen schaffen. An jeder Schule, in jedem Betrieb und in jedem Stadtteil
müssen Gruppen entstehen, um die Bewegung zu vergrößern. In Zukunft
sollten  wir  dort  VertreterInnen  wählen,  so  dass  wir  verbindliche
Entscheidungen treffen können. Wenn wir handeln wollen, müssen wir das
gemeinsam tun.

Klimagerechtigkeit  darf  keine  Phrase  bleiben.  Klimagerechtigkeit  heißt:
Deutschland muss  aufkommen,  für  die  Kosten  der  Umweltzerstörung
durch  deutsche  Konzerne  in  den  armen  Ländern  und  den  Aufbau  einer
grünen Industrie.  Es  heißt:  offene Grenzen  für Alle,  die  aufgrund der
Kriege, der Zerstörung und Ausbeutung der Banken und Konzerne fliehen
müssen.  Es  heißt,  die  Verantwortlichen  zahlen.  Es  braucht  direkte
Besteuerung der Reichen, Banken und Konzerne. Die Klimakrise darf
nicht auf die Armen hier oder im Ausland abgewälzt werden, wie es die
Regierung praktisch vorhat. Um das zu erreichen, muss Fridays for Future
jetzt sofort mit den Umweltbewegungen der Bauern, Landlosen und der
Armen in der „Dritten Welt“ zusammengehen.

Um  Klimagerechtigkeit  zu  ermöglichen  schlagen  wir  folgende
Sofortmaßnahmen  vor.

Kostenloser  Öffentlicher  Nahverkehr.  Ausbau  des  Nahverkehrs  und  des
Fernverkehrs aus den Profiten der großen Energie-, Flug- und Autokonzerne.

Entschädigungslose Enteignung aller „Klimasünder“, wie beispielsweise aller
Konzerne in Deutschland, die an der Abholzung der Regenwälder oder den



Erzminen verdienen,  und  ihr  Umbau zu  ökologischen Unternehmen.  Der
Mehrwert  dieser  Unternehmen  muss  in  die  Entgiftung  der  Böden,  dem
Recyceln allen Plastiks, der Aufforstung der Wälder etc. fließen.

Kein  Arbeitsplatz  oder  Lohnverlust.  Schaffung  grüner  Arbeitsplätze  und
Umschulung bei weiterer Zahlung des ehemaligen Lohns.

Abschaffung des Patentrechts. Öffnung aller Patente, um die Wissenschaft in
den  Dienst  der  Rettung  der  Menschheit  und  nicht  den  Dienst  der
Profitinteressen  zu  stellen.

Was  kommt  nach  den
Landtagswahlen?
Am 1. September fanden in Sachsen und
Brandenburg die Landtagswahlen statt. Gleich
vorweg: eine Regierungsbildung mit der AfD kann in
beiden Bundesländern nahezu ausgeschlossen
werden. Dennoch machen die vorläufigen
Endergebnisse deutlich, dass der gesellschaftliche
Rechtsruck weiter voranschreitet und dieser äußert
sich vor allem in den Wahlerfolgen für die
rechtspopulistische AfD. Sie konnte als einzige
Partei in den Prozentpunkten zweistellig zulegen
und ist sowohl in Sachsen wie auch in Brandenburg
als zweitstärkste Kraft aus den Wahlen
hervorgegangen. In Sachsen kommt die AfD
demnach auf 27,5% (Vgl. 2014: 9,7%, +17,8%) und
in Brandenburg auf 23,5 % (Vgl. 2014: 12,2%,
+11,3%). In Sachsen konnte die regierende CDU
(32,1%, -7,3%) und in Brandenburg die SPD (26,2%,
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-5,7%) sich zwar jeweils als stärkste Partei
behaupten, beide mussten jedoch heftige Verluste
hinnehmen.
In Sachsen erzielte die SPD mit 7,7% (-4,7%) das
historisch schlechteste Ergebnis seit jeher. DIE
LINKE verlor im Vergleich zur letzten Landtagswahl
7,9% und konnte mit 10,7% noch gerade so ein
zweistelliges Ergebnis einfahren. Die Grüne konnte
von der Klimakrise profitieren und kam auf 8,6%
(+2,9%).
In Brandenburg erreichte die CDU 15,6% (-7,4%),
DIE LINKE 10,7% (-7,9%), die Grüne 10,8% (+4,6%)
und die Freien Wähler ziehen erstmals mit 5%
(+2,3%) in den Landtag ein. Die FDP ist in beiden
Wahlen knapp an der 5%-Hürde gescheitert.
Prognose: Wer regiert uns jetzt?
Aufgrund der massiven Verluste für die
Regierungsparteien und da sowohl die CDU in
Sachsen als auch die SPD in Brandenburg einer
Zusammenarbeit mit der AfD kategorisch eine
Absage erteilen, wird die Regierungsbildung
besonders kompliziert. In Sachsen ist die Bildung
einer sogenannten Kenia-Koalition, also eine
Regierung aus CDU, SPD und Grünen, am
wahrscheinlichsten. Eine Minderheitsregierung hat
Ministerpräsident Kretschmer (CDU)
ausgeschlossen. In Brandenburg wäre eine Kenia-
Konstellation ebenfalls möglich, jedoch hätte auch
Rot-Rot-Grün eine knappe Mehrheit. Doch egal wer
uns in Zukunft regiert, drei Dinge stehen jetzt schon
fest: 1. das bürgerliche Parteiensystem bröckelt,
deutliche Regierungsmehrheiten, geschweige denn



Einparteien-Regierungen, gehören der
Vergangenheit an. 2. Ob Kenia-Koalition oder Rot-
Rot-Grün: bürgerliche Parteien wie CDU, SPD und
Grüne handeln nicht im Interesse von uns
Jugendlichen und ArbeiterInnen, sondern verfolgen
eine neoliberale, oft auch rassistische
(Abschiebungen, Asylgesetzverschärfungen) Politik
im Interesse der herrschenden Klasse und
unterscheiden sich von der rechtspopulistischen AfD
bestenfalls durch die Verwendung einer zaghafteren
Rhetorik. 3. Der eindeutige Wahlsieg für die AfD
zeigt deutlich auf, dass es einen tiefgreifenden
gesellschaftlichen Rechtsruck gibt, dem die
etablierten Parteien nichts entgegenzusetzen
haben. Ganz im Gegenteil haben sie diesen mit
ihrer neoliberalen Politik mit zu verantworten.
Ursachen für den Rechtsruck
Wenn wir von einem gesellschaftlichen Rechtsruck
reden, meinen wir damit das weltweite erstarken
rechtspopulistischer und faschistischer Kräfte
infolge der Weltwirtschaftskrise. Nach dem
Ausbruch der Wirtschaftskrise wurden überall die
Verluste der Krise sozialisiert, genauer gesagt die
Lasten der Krise auf den Rücken der ArbeiterInnen
abgewälzt. Gleichzeitig wurden große Banken, die
„too bog to fail“ waren, mit massiven
Finanzinvestitionen auf Kosten der Werktätigen
gerettet und die Besitzenden konnten weiter
horrende Profite einfahren. Die Krise zog nicht nur
Arbeitsplatzvernichtung, die Ausweitung von
prekären Arbeitsverhältnissen wie Leih- und
Teilzeitarbeit, Lohnkürzungen, sogenannte
Sparmaßnahmen und Sozialabbau nach sich,



sondern verschärfte auch die internationalen
Spannungen zwischen den imperialistischen
Nationen, den untereinander konkurrierenden
Regionalmächten und entflammte einen Kampf um
die Neuaufteilung der Welt.
Vor dem Hintergrund dieser verstärkten Konkurrenz
der kapitalistischen Staaten untereinander brachen
regionale Kriege wie in Syrien, Jemen, Lybien usw.
aus, die für die Flucht von Millionen Menschen
maßgeblich verantwortlich waren. Während also
einerseits die Kosten der kapitalistischen Krise
überall der lohnabhängigen Bevölkerung in
Rechnung gestellt wurden, profitierten andererseits
vor allem rechtspopulistische Parteien von den
Folgen dieser Krise, indem diese die sogenannte
Flüchtlingskrise (eine unmittelbare Folge der
kapitalistischen Weltwirtschaftskrise) gezielt für ihre
rassistische Propaganda benutzten und damit von
den tatsächlichen Ursachen der vorherrschenden
Probleme ablenkten. Dies war insbesondere möglich
vor dem Hintergrund des wiederholten Verrats der
bürgerlichen Arbeiter_Innenparteien (z.B. LINKE,
SPD), die ja fleißig mitgeholfen haben, die
Krisenkosten auf die Arbeiter_Innen abzuwälzen,
statt den Kampf gegen diese Frechheit zu
organisieren. Dass diesen Parteien kaum noch
jemand glaubt, sie würden sich für die Interessen
der Arbeiter_Innen einsetzen belegt nicht zuletzt die
Katastrophe, die die Wahlen für die SPD, vor allem
aber DIE LINKE bedeutet haben.
Die etablierten Parteien haben mit ihrer unsozialen,
neoliberalen Politik zurecht viel an Zuspruch
verloren und zugleich auf den Rechtsruck mit einer



einer Anpassung der eigenen Politik und Rhetorik an
die rassistische Stimmungsmache reagiert. Selbst
innerhalb der Partei DIE LINKE wurden Stimmen
nach einer Obergrenze für Geflüchtete laut. Der
Rechtsruck vollzog sich also in allen Parteien und
bestärkte die WählerInnen rechtspopulistischer
Parteien, statt diese vom eigenen Programm zu
überzeugen.
Was können wir dagegen tun?
Doch wie können wir den Rechtsruck aufhalten?
Und vor allem: was kommt jetzt auf uns zu? Die
kommenden fünf Jahre werden kein
Zuckerschlecken für linke AktivistInnen. In Sachsen
können die CDU und die AfD zusammen bequem
Mehrheiten für reaktionäre, repressive Gesetze
erreichen. Doch auch unter einer Kenia-Koalition
(CDU-SPD-Grüne) würde mit hoher Sicherheit die
bisherige neoliberale Sparpolitik fortgesetzt werden,
auch eine Zunahme der Repression gegen
Bewegungen wie Fridays For Future kann nicht
ausgeschlossen werden. Selbst wenn in
Brandenburg rot-rot-grün zustande kommt ist dies
kein Grund zur Freude, wie vergangene und
aktuelle, derartige Regierungskonstellationen
eindrücklich zeigen (Arbeitsplatz-Abbau,
„Sparmaßnahmen“, Privatisierungen,
Abschiebungen, repressive Polizeieinsätze usw.).
Um den Rechtsruck aufzuhalten braucht es eine
breit aufgestellte, schlagkräftige linke Bewegung,
die eine antikapitalistische und sozialistische
Antwort auf die kapitalistische Krise selbstbewusst
auf die Straße trägt und die in den Betrieben,
Schulen und Unis verankert ist. Hierzu braucht es



die Einheit aller Organisationen der
ArbeiterInnenklasse in der Aktion, also die
Zusammenarbeit der Gewerkschaften, linken
Parteien und Gruppen, um eine soziale und
antirassistische Bewegung, die imstande ist, dem
Rechtsruck etwas entgegenzusetzen, aufbauen zu
können. Wir müssen die fortschrittlichen
Bewegungen, den Antirassismus und die
Umweltfrage, miteinander in einen Zusammenhang
bringen und mit einer antikapitalistischen
Perspektive verbinden. Die eigentliche Schwierigkeit
der kommenden Kämpfe wird darin liegen, dem
Rechtsruck und Rassismus offensiv
entgegenzutreten und gleichzeitig die notwendige
Kritik an den künftigen bürgerlichen
Regierungskoalitionen und ihrer neoliberalen Politik
auf die Straße zu tragen. Denn eins ist sicher: Im
Kampf gegen die Rechten, gegen den Klimawandel
und für eine lebenswerte Zukunft dürfen wir uns
nicht auf die bürgerlichen und reformistischen
Parteien verlassen. Eine Zukunft ohne Rassismus,
Klimawandel, Grenzen und Ausbeutung wird nicht
durch alle 5 Jahre wählen gehen erstritten. Eine
solche Zukunft können wir nur selbst erkämpfen.

Fridays  For  Future
Sommerkongress:  Viel
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Bespaßung,  aber  kein  Grund
zum Feiern
Kurz  vorab:  Seit  einigen  Monaten  arbeiten  wir  bereits  in  der
Antikapitalistischen  Plattform  „ChangeforFuture“  und  hatten  eigentlich
geplant,  den Bericht zusammen mit der Plattform zu veröffentlichen. Wir
konnten uns in CFF noch nicht gemeinsam für eine Version der Auswertung
des Soko entscheiden. Wir denken, dass es notwendig ist, allen interessierten
vor Augen zu führen, wie die FFF Bewegung im inneren funktioniert, und wie
sie  konsequent  antikapitalistische  Positionen  unterdrückt,  deshalb
veröffentlichen  wir  den  Bericht  in  unserem  Namen  schon  jetzt.

Anfang August, vom 31.07 bis zum 04.08, hat die Klimabewegung Fridays for
Future einen Sommerkongress organisiert. Mit über 1500 Teilnehmer_Innen,
vielen politischen Diskussionen und einer größeren Demo in Dortmund(in der
Nähe des Kongresses) war der Soko ein kleiner Erfolg für die Bewegung.
Eine kurze Besetzungsaktion, vor einem Tochterunternehmen von RWE fand
auch noch statt. Dabei hat es sich die Führung nicht nehmen lassen, sich
unmittelbar von der Aktion zu entsolidarisieren.

Wir, also die Antikapitalist_Innen von Change for Future, haben uns nach
Möglichkeit beteiligt. Über die Teilnahme an Workshops und Panels aber
auch  über  stundenlange  Vernetzungstreffen,  in  denen  wir  über  unsere
Vorstellungen und Perspektiven für die Bewegung diskutiert haben.

Auch mit Teilen der Bundesorga konnten wir ins Gespräch kommen. Auf
unsere Kritik, daran dass die Bundesorga den Streikbegriff für den 20.09
aufgegeben hat wurde nicht eingegangen. Auf unsere Kritik, dass wir nicht
den  Weg  gehen  wollen,  Unternehmer_Innen  abzufragen,  Ihren
Arbeiter_innen für den 20.09 freizugeben, wurde nicht eingegangen. Unsere
Kritik an den intransparenten Etscheidungsstrukturen der Bewegung wurde
belächelt.  Mehr noch,  von einem delegierten aus Berlin bekamen wir zu
hören: „ein bisschen Intransparenz schützt die Bewegung, Ihr wisst, doch
was ich meine“. Nein, das wissen wir nicht! Bitte kläre uns auf!
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Soko und basisdemokratische Beteiligung

die Zeitpläne waren prall gefüllt mit interessanten Debatten rund um Fragen
von Konsumkritik, Diskussionen umm einen angeblich Grünen Kapitalismus
von Debatten zu Verkehrswende bis hin zur Frage, wer die Kosten für den
Klimawandel  tragen  soll.  Den  meisten  Diskussionen  und  Workshops  war
jedoch eins gemein: Die vorherrschende Ideologie in FFF, der Glaube an
einen wandelbaren Kapitalismus und die Illusionen in die Erfolgschancen
einer Bewegung die Politiker_Innen um Verbesserungen im System bittet,
wurde nicht infrage gestellt.

Eine größere Debatte um den Charakter der Bewegung, letztlich um die
Frage wie viel antikapitalistische Positionen in FFF gezeigt werden dürfen(!),
hätte diese Ideologie infrage stellen können. Sie war auch die einzige große
Debatte,  in  der  neben  Fragen  auch  Beiträge  und  Positionen  erwünscht
waren,  die  einzige Debatte,  die  zumindest  etwas Raum für  Diskussionen
gegeben hat.

Wir  als  Antikapitalist_Innen  konnten  uns  in  dieser  Debatte  als
entschlossenste Aktivist_Innen in der Bewegung präsentieren und vor einer
größeren Basis  unsere Positionen vorstellen.  So kann Basisdemokratie in
einer  Bewegung praktisch umgesetzt  werden,  indem sich  die  Masse  der
Bewegung versammelt und gemeinsame Positionen abstimmt. Abgestimmt
wurde nicht.

Diskussionen  um  die  grundlegende  Ausrichtung  der  Bewegung,  um  die
Strategie  zum  Generalstreik  am  20.09  und  zur  Verbindung  unserer
Bewegung mit anderen kämpfenden Bewegungen wie XR, Ende Gelände oder
aber  der  Antirassistischen  Bewegung  hätten  die  Zeit  füllen  sollen.
Stattdessen  durften  wir  Professoren,  Berufspolitiker_Innen  und
Wirtschaftsweisen zuhören, wie sie sich den Grünen Kapitalismus vorstellen
würden.

Jedoch konnten wir den Kongress nutzen um uns als Antikapitalist_Innen zu
vernetzen und Grundlagen für gemeinsame Kämpfe besprechen.



Wir von Revolution hatten selbst einen Workshop auf dem Soko angemeldet.
Dieser tauchte im Zeitplan nicht auf, obwohl wir eine Zusage bekommen
haben,  ihn  halten  zu  dürfen.  Auf  unsere  Nachfrage,  warum dass  so  sei
bekamen wir keine Antwort. Wir müssen Annehemen, dass dieses Verhalten
ein taktisches Manöver ist, andere Ideologien vom Kongress zu verdrängen,
ohne dabei auch nur den Ansatz einer Auseinandersetzung zu suchen.

Wir akzeptieren den liberalen Konsens der Bewegung sich politisch nur zur
Frage des Klimas zu positionieren nicht.

Wir sind eine starke Kraft in der Bewegung. Wir sollten den Kongress, so wie
die Planung zum 20.09 hin als Anlass sehen, CFF gemeinsam bekannt zu
machen und der Führung der Bewegung zeigen, dass wir sie als solche nicht
akzeptieren.

System Change not Climate Change

加油香港!  Hongkong:  Proteste
und Perspektive
Seit etwas mehr als 9 Wochen gehen die Menschen in Hongkong, einer Autonomie-Region
und früheren britischen Kolonie, im Süden Chinas auf die Straße. Daran beteiligen sich
bis zu 2 Millionen, der 7,3 Millionen Einwohner_Innen. Sie demonstrieren gegen die
Einflussname der chinesischen Regierung in ihrer Stadt und für die Ausweitung ihrer
demokratischen Rechte. Als Höhepunkt der Proteste wurde in der zweiten Augustwoche
sogar  der  internationale  Flughafen  Hongkongs  über  mehrere  Tage  durch  die
Demonstrant_Innen blockiert. Der weltweit dritt größte internationale Verkehrsflughafen
wurde damit zeitweise lahmgelegt und bei einer Blockade von Freitag bis Dienstag fielen
knapp 1000 Flüge komplett aus.

 

https://onesolutionrevolution.de/%e5%8a%a0%e6%b2%b9%e9%a6%99%e6%b8%af-hongkong-proteste-und-perspektive/
https://onesolutionrevolution.de/%e5%8a%a0%e6%b2%b9%e9%a6%99%e6%b8%af-hongkong-proteste-und-perspektive/
https://onesolutionrevolution.de/%e5%8a%a0%e6%b2%b9%e9%a6%99%e6%b8%af-hongkong-proteste-und-perspektive/


Warum das Ganze?

Auslöser der Proteste war eine geplante Gesetzesänderung, die eine Auslieferung von
„Verbrecher_innen“  bzw.  alldenjenigen  die  aus  der  Sicht  Beijingtreuen  Hongkonger
Regierung  ein  Verbrechen  begangen  haben,  nach  China  ermöglichen  sollte.  Diese
geplante Aufweichung, des Autonomiestatus und damit der Anfang dessen Endes,  ist
Grund für diesen massiven Aufschrei. Der chinesischen Justiz ausgeliefert zu werden,
welche ganz eigene Maßstäbe setzt,  wenn es um die Einschränkung, Verfolgung und
Verschleppung von politischen Aktivist_Innen geht, führt vielen Hongkonger_Innen ihren
privilegierten  Status  innerhalb  der  Volksrepublik  vor  Augen.  Ein  Status,  der  den
Bewohner_Innen ein Recht auf freie Meinungsäußerung, freie Ausübung der Religion oder
das Versammlungsrecht gewährt. Dinge nach denen man im sog. Festlandchina lange
suchen muss. Diese Sonderrechte sind Bestandteil, des mit dem Vereinigten Königreich
1997 ausgehandelten Vertrags, die die Rückgabe Hongkongs regeln sollte. Diese waren
auf 50 Jahre festgeschrieben, stehen nun aber schon deutlich früher auf dem Spiel. Eine
Entwicklung von der auch die Demonstrant_Innen wissen und weswegen sich die Proteste
ausgeweitet haben. Ein weiteres Aufschieben des Gesetzes, durch die Vertretung der
chinesischen  Regierung  in  Hongkong,  konnte  die  demonstrierenden  Bewohner_Innen
jedoch nicht stoppen. Derzeit halten die Proteste weiter an.

 

Wie reagiert der Westen?

Seit  dem  Beginn  der  Proteste  in  Hongkong  sind  immer  wieder  Bilder  der
Demonstrationen sowie dem brutalen Eingreifen der Polizei in den westlichen Medien.
Die politischen Reaktionen halten sich allerdings zurück. Man will es sich mit China eben
nicht  verscherzen.  Trump twittert  scheinheilig  „er  hoffe  niemand würde getötet“  als
China seine Truppen bei  Hongkong sammelt.  Der  deutsche Außenminister  Maaß rät
Reisenden nach Hongkong ihre Flüge zu verschieben. Beides ´´unschätzbare´´ Hilfen für
die  Menschen  Vorort,  die  ein  Eingreifen  westlicher  Mächte  oder  Unterstützung  aus
Taiwan herbeisehnen. Solidaritätsbekundungen kann man lange suchen und das obwohl
die Bevölkerung Hongkongs doch für die Rechte auf die Straße geht, die der Westen
gerne hochhält, um sich als überlegen zu inszenieren. Zumindest so lange man diese
Rechte als gute Ausrede benutzen kann irgendwo einzumarschieren oder Sanktionen zu
verhängen, die letztlich nur den eigenen wirtschaftlichen oder politischen Zielen dienen.



Da  begnügt  man  sich  lieber  mit  der  Aussage  der  chinesischen  Regierung,  die  die
Demonstrant_Innen als Terrorgefahr für die Stadt einstufen. Damit belässt man sie als
innere  Angelegenheit  Chinas.  Im  Notfall  kann  man  sich  stets  auf  die  schlechte
Informationslage berufen.

 

Lage in Hong Kong

Der entflammte Konflikt um die Autonomierechte der Stadt sind jedoch nicht der einzige
Grund auf die Straße zu gehen. Durch den wirtschaftlichen Sonderstatus der Stadt und
ihre gute Anbindung zu China ist der begrenzte Platz auf der Insel sehr begehrt. So hat
sich der Mietpreis seit 2003 um ca. 300% gesteigert. Es ist nirgendwo auf der Welt so
teuer  Wohnraum zu  bekommen wie  in  Hongkong,  was  die  ärmere  Bevölkerung  auf
engsten  Raum,  sogenannte  „Nanoapartments“  zusammenpfercht.  Hinzu  kommt  eine
stetig  weiterwachsende  Bevölkerung  sowie  die  offensive  Umsiedlung  von
Festlandchineses_Innen. Deren Ziel ist es wahrscheinlich die alten Strukturen und die
Nähe zum Westen, die sich auch in den Köpfen widerspiegelt, zu brechen. Letzteres zeigt
sich am Character des derzeitigen Protests, der weitestgehend bürgerlich ist und auch
nicht über den Erhalt bürgerlicher Freiheitsrechte hinausgeht.

Die derzeitige Hongkonger Regierung glänzte immer wieder durch Abwesenheit, um sich
dann klar zu Peking, und ihren Terrorismusvorwürfen, zu positionieren. Hier zeigt sich
wieder, dass auch wenn es theoretisch freie Wahlen in Hongkong gibt, bei allen höheren
Positionen, Peking das letzte Wort hat. Aus Peking weitet Präsident Xi seinen Einfluss in
Festlandchina über die Einführung des „Social Credits Systems“ aus. Ein Einfluss der
auch in großen Teilen der Welt über Südamerika, Afrika und Zentralasien entlang der
„neuen Seidenstraße“ zu spüren ist. Hier würden Zugeständnisse an ein so kleines Gebiet
wie Hongkong die Verhandlungsposition in anderen Regionen schwächen, was sich Xi
nicht leisten kann. Vor der Perspektive von erfolgreichen Protesten in der Einflusssphäre
Chinas riskiert er die gesamte Machtposition der Zentralregierung. Doch Hong Kong ist
eben nicht nur eine kleine,  unbedeutende Stadt,  sondern auch eines der wichtigsten
Finanzzentren der Welt und Chinas größter Hafen.

In  Hong  Kong  selbst  sind  die  Fronten  nicht  so  klar.  Neben  der  Polizei  und,  den
Demonstrant_Innen gibt es mindestens noch eine weitere Gruppe von Akteur_Innen. Die



Farbe der Bewegung ist schwarz, die Farbe der Regierungsbefürworter_Innen hingegen
weiß und eben jene „white shirts“ zogen wie ein Mob durch die Straßen Hongkongs auf
der  Jagd  nach  Regierungsgegner_Innen.  Sie  wollten  mit  einem  Angriff  auf  eine  U-
Bahnstation  die  Gunst  der  Pekinger  Regierung  gewinnen  und  ihre  kriminellen
Machenschaften absichern. Am 17. August gab es dann auch eine regierungsfreundliche
Demonstration, die laut der ARD-Korrespondentin etwa 10.000 Teilnehmer_Innen groß
war.  Allerdings  steht  hier  die  Frage  im  Raum  inwiefern  es  sich  hierbei  um  freie
Demonstrant_Innen handelt, da wohl auch viele gar keine Stadtbewohner_Innen waren.
Dass die Führung in Beijing versucht so die Einheit  der Regierungsgegner_Innen zu
brechen ist daher wahrscheinlicher.

 

Die Lage spitzt sich weiter zu – was tun?

Der Flughafen stand still,  immer mehr Demonstrant_Innen werden verhaftet und das
chinesische  Militär  bezieht  nahe  Hongkong  Stellung  –  eine  Eskalation  wird  immer
wahrscheinlicher.

Beijing hat seine Truppen vor den Toren Hongkongs, in der Stadt Shenzhen, stationiert.
Ein Einmarsch scheint immer wahrscheinlicher. Westliche Beobachter_Innen halten ein
zweites  Tiannamen  (blutige  Niederschlagung  der  Studentenproteste  1989)  für  nicht
unwahrscheinlich. Doch auch nach Angaben von der politischen Führung in Beijing sei
das Gewaltmonopol der Hongkonger Polizei noch nicht gänzlich ausgespielt und die Angst
vor Toten wächst auf Seiten der Bevölkerung.

Trotz der drohenden Eskalation gehen weiter Massen von Menschen auf die Straße. Die
Frage nach einer Perspektive: „Was kommt danach? Und wie machen wir weiter?“ treiben
die Demonstrat_Innen weiterhin an. Die Proteste sind Ausdruck der Perspektivlosigkeit
vieler Menschen in Hongkong und China. Die eher unpolitischen Proteste im Zuge des
Auslieferungsabkommens beginnen sich zu wandeln. Angesichts brutaler Polizeigewalt ist
die Augenklappe ein Symbol der Proteste geworden. Hintergrund dessen ist,  das ein
Mädchen durch ein Polizeiheschoss ein Auge verlor. Eine klare politische Perspektive
wohin die Proteste gehen gibt es jedoch nicht. In erster Linie gehen die die Menschen
hier eben für den Erhalt bürgerlicher Freiheitsrechte auf die Straße. Doch diese Gruppe
an Menschen – zum großen Teil Studierende aber auch Teile der oberen Mittelschicht,



etc. – allein wird es nicht schaffen der Pekinger Regierung etwas entgegenzusetzen. Auch
auf das Eingreifen westlicher Mächte können sie lange warten. Ein Funken Hoffnung
glimmt jedoch in der Verbindung der Proteste mit sozialen Kämpfen auf dem Festland.
Ohne diese Verbindung zur Arbeiter_innenklasse, gibt es für die Proteste zwei realistische
Alternativen 1: Massenhafte Festnahmen und Tote oder 2: Massenhaft Festnahmen und
das Einknicken der Bewegung.

Die in Hongkong geforderten Rechte sind auch für die Festland Chines_Innen durchaus
ansprechend. So sind Polizeiwillkür und Scheinwahlen auf dem Festland die Normalität.
Auch die Diskriminierung weiter Teile der (nicht städtischen) Arbeiterklasse durch den
sog. „Hukuo“ kann eine Perspektive für die Verbindung der Kämpfe geben. Der „Hukuo“
bestimmt dabei ob ein Mensch in einer Stadt oder auf dem Land leben darf und drängt so
viele Chines_Innen in die Illegalitä, die für eine bessere Jobperspektive in die Städte
gehen. Das bedeutet die Trennung vieler Familien über tausende Kilometer hinweg und
ein prekäres Leben im Untergrund.

Die Hongkonger Forderungen greifen dies jedoch nicht auf und es gilt diese sinnvoll zu
erweitern,  um  einen  Erfolg  der  Proteste  zu  ermöglichen.  Die  Forderungen  der
Hongkonger  Gewerkschaft  sind  im  Folgenden  kurz  aufgeführt.

Stoppt das Auslieferungsgesetz1.
Freilassung der gefangenen Demonstrat_Innen2.
Aufhebung des Aufstandsstatus der Proteste am 12th Juni3.
Unabhängige Untersuchung des Machtmissbrauches und der Gewalt durch die4.
Polizei
Freie Wahl der politischen Vertreterinnen5.

Auch diese Forderungen verdeutlichen noch einmal den bürgerlichen Charakter dieser
Proteste,  da  diese  nur  auf  die  geplante  Gesetzesänderung  abzielen.  Die
Gewerkschaftsführung unterstreicht durch Ausbleiben von Wohnraumforderungen und
der  Weigerung zu mehr als  den zentralen Aktionen zu mobilisieren das  sie  mit  der
Realität der Bevölkerung vor Ort wenig am Hut hat.

Ein Aufruf die Autonomierechte der Stadt nicht nur zu verteidigen, sondern auch auf
weitere Regionen auszuweiten ist erforderlich, um Verbesserungen für die Bevölkerung
zu  erkämpfen.  Die  Forderungen  eins  bis  vier  aus  dem Katalog  in  derzeitiger  Form
erhalten lediglich den Status quo- allerdings der des „Protestzustand“ und nicht mal den



vor der Ankündigung der Gesetzesänderung- und Verteidigen die aktuellen Proteste. Sie
zeigen keine Perspektive für den demokratischen Kampf der Massen und die Verteidigung
gegen weitere Angriffe. Die in Punkt fünf geforderten Wahlen politischer Vertreter war
schon eingeschränkt möglich, jedoch sollten diese auch ohne Vorauswahl der Kandidaten
und Einflussnahme aus Beijing stattfinden.

Die Reaktion der Präsidentin Carry Lamm sich zurückzuhalten und im Sinne Pekings und
nicht für Hongkong zu entscheiden zeigt, das diese sofort abgesetzt werden muss. Eine
demokratische Kontrolle Hongkongs durch die Bevölkerung mit wähl- und abwählbaren
Strukturen ist als erster Schritt zur Selbstorganisierung erforderlich. Darüber hinaus ist
die  Errichtung  von  Selbstverteidigungsstrukturen  zum Schutz  der  Arbeiterklasse  vor
P o l i z e i  u n d  M ö r d e r b a n d e n  u n a b d i n g l i c h .  D a  w o  e s  g e h t  m ü s s e n
Verteidigungsmaßnahmen ausgeschöpft werden und eine Bewaffnung gegen kommende
Angriffe stattfinden.

Ein erfolgreicher wirtschaftlicher Protest kann sich nicht nur auf bürgerliche Strukturen
stützen, sondern benötigt die Arbeiterklasse, um relevanten Druck ausüben zu können.
Nur sie haben die Mittel dazu. Eine Besetzung des Hongkonger Hafens zum Beispiel
würde über internationale Gewässer hinweg Wellen schlagen und die Machtposition der
Hongkonger  Massen  festigen.  Neben  „Praktischen  Aktionen“  braucht  es  auch  die
Entwicklung eines Programms, welches über alle Kanäle in Hong Kong und der restlichen
Volksrepublik verbreitet wird, was die Perspektive der Selbstorganisierung als Alternative
zu Partei und deren Gewerkschaften überhaupt erst möglich macht.

Wir fordern:

Solidarität mit den Protestierenden und Gefangenen! Für die Freilassung aller politischen
Gefangenen in China!

Verteidigung und Ausweitung der Autonomierechte!

Ausweitung der Proteste!

Organisiert Selbstschutz, verteidigt euch und eure Stadt!

Selbstorganisierung der Bevölkerung- ersetzt Carry Lamm!

Blockiert den Hafen! Verbindet eure Proteste mit sozialen Kämpfen und den Kämpfen der



chinesischen Arbeiter_Innenklasse!

 

FSJ  und  Bufdi:  Freiwilliges
Soziales Lohndumping?!
Felix Ruga

Endlich  durch  die  Schule  gekämpft  und  den  erhofften  Abschluss  in  der
Tasche! Jetzt  stellt  sich die Frage: Direkt Studium oder Ausbildung oder
vielleicht erstmal ein Jahr was anderes als Lernen? Für Viele ist genau hier
das Angebot der Freiwilligendienste attraktiv – am prominentesten dabei das
Freiwillige Soziale Jahr (FSJ) oder der Bundesfreiwilligendienst (BFD). Man
kann etwas Erfahrung im Berufsleben aber auch im Umgang mit anderen
Menschen sammeln, zeigt Engagement für Bedürftige, möchte die eigenen
Stärken und Schwächen weiter kennenlernen und vor allem muss man sich
nicht  jetzt  schon entscheiden,  mit  welchem Beruf  man für den Rest  des
Lebens seine Brötchen verdienen muss. Andere werden jedoch auch vom
Jobcenter  gar  nicht  so  „freiwillig“  zum  Dienst  gezwungen,  um  die
Arbeitslosenstatistik zu senken. So gibt es jährlich über 100.000 Jugendliche,
die einen Freiwilligendienst leisten.

Offiziell  sind  FSJ  und BFD weder  Arbeits-  noch  Ausbildungsverhältnisse,
sondern laut Gesetz ein „Bildungsjahr“. Dies zeigt sich unter anderem in den
Seminaren (25 Seminartage sind gesetzlich vorgeschrieben), in denen z.B.
der  Arbeitsalltag  reflektiert  wird  oder  politische  Bildung  stattfindet.
Abgesehen  von  den  Seminaren  ist  man  jedoch  die  ganze  Zeit  in  den
Betrieben und Institutionen und leistet dort meistens unersetzliche Arbeit,
ohne die der Laden den Bach runtergehen würde. Viele berichten, dass sie
Aufgaben erledigen müssen, für die sie eine Ausbildung oder mehr Erfahrung
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bräuchten, die rein gar nichts mit sozialem Engagement zu tun haben oder
sie unter krassen emotionalen Stress setzen. Man wird meistens einfach wie
eine billige Arbeitskraft benutzt. Und fast alle Betriebe sind sich einig, dass
es ohne all die Freiwilligen niemals gehen würde. Jedoch spiegelt sich dieser
Umstand nicht im Lohn wider: Es gibt ein „Taschengeld“ von ca. 300€ und
mit etwas Glück noch Geld für Verpflegung. Gleichzeitig ist es jedoch Pflicht,
dass die volle Wochenarbeitszeit geleistet wird, wodurch der Stundenlohn bei
gerade einmal 2,50€ liegt! Fahrtkosten werden dabei nicht bezahlt, sodass
man locker ein Viertel direkt wieder los ist. Kaum ausgeglichen wird das
durch  kleine  Zugeständnisse,  wie  dass  es  das  Fachabi  erleichtert,  als
Wartesemester  beim  späteren  Studium  anerkannt  wird  oder  dort  ein
Pflichtpraktikum  ersetzt.

Wir  Jugendliche  sollen  hier  als  Notpflaster  für  den  Pflege-  und
Bildungsnotstand  herhalten,  indem  wir  mit  einigen  staatlichen
Zugeständnissen  und  dem guten  Gefühl  des  sozialen  Engagements  dazu
verleitet  werden,  für  viel  zu  wenig  Geld  arbeiten  zu  gehen.  Die
Bundesregierung, die die Pflege, Gesundheit und Bildung zunehmend der
Konkurrenz  des  freien  Marktes  überlässt,  hat  mit  Sparmaßnahmen,
Privatisierung  und  systematischer  Unterbezahlung  (insbesondere  von
weiblichen* Angestellten) ein riesiges Loch im sozialen, pädagogischen und
medizinischen  Bereich  aufgerissen.  Die  Folgen  sind  sinkende  Qualität,
Überlastung, Burn-Outs und Personalmangel. Nachdem nun der Zivildienst
abgeschafft wurde hat sich der Staat mit den Freiwilligendienstprogrammen
eine noch kostengünstigere und langfristigere Möglichkeit einfallen lassen,
Jugendliche in dieses Loch zu stopfen. Möglich ist das meist nur dadurch,
dass die meisten Jugendlichen noch bei den Eltern wohnen und noch nicht
wissen, wie viel sie eigentlich für ihre Arbeitskraft verlangen könnten (Dies
bezeichnet man als „Überausbeutung“: Voll zu arbeiten, aber trotzdem davon
nicht alleine leben zu können). Dabei sind wir nicht nur billige Arbeitskräfte,
sondern drücken auch noch zusätzlich die Löhne der anderen Beschäftigten
oder ersetzen sogar die Arbeitsplätze von ausgebildeten Fachkräften. Selbst
bei  den  Ausbildungskosten  wird  hier  gespart,  da  FSJler_Innen  ja  häufig
dieselben Tätigkeiten wie die Festangestellten ausführen, ohne dass Geld für
ihre Ausbildung ausgegeben werden musste.



Die Initiative und das Engagement von Jugendlichen etwas Soziales für die
Gesellschaft  beisteuern zu  wollen  sind natürlich  trotzdem total  cool  und
richtig.  Der  Spaß  muss  nur  gerecht  bezahlt  werden  und  die  anderen
Beschäftigten dürfen nicht darunter leiden. REVOLUTION fordert deshalb:

– Senkung der Wochenarbeitszeit auf 30 Stunden! Festlegung der Anzahl und
des Inhalts der Seminartage durch FSJler_Innen und BFDler_Innen!

–  Tarifliche  Bezahlung  auch  für  FSJ  und  BFD  sowie  Erhöhung  des
Mindestlohns auf 12 Euro netto! Mietzuschüsse für die, die es brauchen!
Terifliche Bezahlung für alle im sozialen Bereich!

– FSJler_Innen sind nicht dafür da, die Lücke im sozialen Sektor zu stopfen!
Für ein gesellschaftliches Programm nützlicher Arbeit, welches massiv die
Ausbildungs-  und  Personalzahlen  im  Sozial-  und  Pflegebereich  erhöht  –
festgelegt  und  kontrolliert  durch  Gewerkschaften  und  Beschäftigte,
finanziert  durch  erhöhte  Besteuerung  von  Reichen!

Landtagswahlen  im  September:
Mach dich fit  für Diskussionen
mit „besorgten Bürgern“
4 Thesen der AfD und warum sie falsch sind!

Leonie Schmidt und Ljudmila Barrett

Vielen von uns Jugendlichen dürfte wohl klar sein, dass die AfD ziemlich
scheiße  ist.  Und  gerade  mit  den  bald  stattfindenden  Landtagswahlen  in
Sachsen rücken sie und ihre Aussagen wieder ins Rampenlicht. Was aber
macht man, wenn sie und ihre Anhäger_Innen oder Leute, die politisch noch
nicht  so  richtig  gefestigt  sind,  anfangen,  ihre  Meinungen  zum  Thema
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Geflüchtete, Familienpolitik, Sozialabbau und Umweltzerstörung kundzutun?
Einfach ignorieren, weil sind ja eh Nazis? Oder diskutieren?

Sicherlich muss man immer unterscheiden, mit wem man es zu tun hat. Mit
knallharten Neonazis oder AfD-Lokalpolitiker_Innen wird sich die Diskussion
wohl kaum lohnen und es wäre eher angebracht diese Leute zu bekämpfen.
Aber was ist mit dem Kumpel, der dieses Jahr das erste Mal wählt und sich
nicht so richtig entscheiden kann, aber mit der AfD sympathisiert? Hier kann
sich diskutieren lohnen. Auch gegen die AfD-treuen Geschichtslehrerin kann
man argumentieren und so die ganze Klasse auf seine Seite ziehen.

Aus diesem Grund haben wir hier für euch einige Positionen der AfD
auseinandergenommen.

1. Die AfD interessiert sich 0 für ernsthaften Umweltschutz. Die AfD will
aus allen staatlichen Programmen und Vereinbarungen aussteigen, die zur
Reduzierung der Umweltzerstörung führen.  Begründet wird das so:  hohe
CO²-Werte in der Luft seien gar nicht so schlimm für die Umwelt, sondern
seien die Quelle für Nährstoffe für Pflanzen und Bäume – ergo je mehr CO²,
umso mehr Pflanzen.

Auch  behaupten  sie,  dass  der  Temperaturanstieg  der  letzten  Jahrzehnte
völlig natürlich und keinesfalls menschengemacht sei und dass, wer wirklich
etwas für die Umwelt tun will, es doch bitte im heimatlichen Schrebergarten
tun sollte.

Die AfD will sich durch ihre Argumentation aus der Verantwortung ziehen.
Wenn es  keine  menschengemachte  Klimaveränderung gibt,  brauchen wir
Menschen auch nichts dagegen zu tun.

Wissenschaftlich betrachtet ist ihre Aussage Bullshit. Es stimmt zwar, dass
CO² ein relevanter Nährstoff fürs Pflanzenwachstum ist. Jedoch verstärkt die
aktuell stetig steigende durch Menschen verursachte Konzentration von CO²
in der Atmosphäre den Treibhauseffekt erheblich und kann gerade einmal
zur Hälfte von Pflanzen und Ozean absorbiert werden.

Auch die Aussage, dass Warm- und Kaltzeiten völlig normal seien, ist nicht



100  prozentig  falsch,  jedoch  verläuft  der  gegenwärtige  globale
Temperaturanstieg erwiesenermaßen schneller als die Erwärmungsphasen
während der letzten zwei Jahrtausende. Außerdem deuten viele Merkmale
der  aktuellen  Erwärmung  (etwa  das  räumliche  Trendmuster)  auf  den
Menschen  als  Ursache.

Umweltschutz im heimatlichen Garten – für die Bienen und so – klingt doch
erstmal  gut?  Naja,  so  einfach  ist  das  nicht.  Der  Kapitalismus  ist  ein
weltweites  System  und  somit  ist  es  unmöglich  in  seinem  sächsischen
Schrebergarten die Umwelt vor den bevorstehenden massiven Zerstörungen
zu  retten.  Der  Rückzug  in  die  Dorfidylle  ändert  nichts  an  den
Umweltzerstörung in nicht-imperialistischen Ländern (Halbkolonien). Diese
sind  hauptsächlich  die  Leidtragenden  der  Klimakatastrophe,  die  im
Wesentlichen  von  imperialistischen  Ländern  wie  Deutschland  verursacht
wird. Dieser Prozess sorgt auch für neue Fluchtursachen: Naturkatastrophen
und verschwendete Ressourcen werden im Jahre 2050 vermutlich für 200
Millionen Geflüchtete sorgen.

2.  Die  AfD  ist  homophob  und  sexistisch.  Die  AfD  ist  dagegen,  dass
homosexuelle Paare dieselben Rechte haben wie heterosexuelle Paare. Das
betrifft Erleichterungen bei der Steuerzahlung und das Adoptionsrecht. Auch
spricht  sich  die  AfD  gegen  das  sogenannte  Gender-Mainstreaming  aus.
Hinter dem Begriff  steht,  dass gesellschaftspolitische Entscheidungen die
unterschiedlichen  Lebenssituationen  und  Interessen  von  Frauen  und
Männern  gleichermaßen  berücksichtigen,  um  auf  diese  Weise  die
Gleichstellung  der  Geschlechter  durchzusetzen.

Die AfD hat Angst, dass die klassische Familienstruktur „ausstirbt“. Diese
bürgerliche Familie, bestehend aus Mann, Frau und Kind(ern) ist weiterhin
die idealtypische Vorstellung in unserer Gesellschaft. Laut rechtsradikalen
und konservativen Kräften werde diese immer wieder durch Feminismus,
Abtreibungen  und  nicht-heterosexuellen  Menschen  und  ihren
Beziehungsmodellen  angegriffen.

Die AfDler_Innen leben aber nicht nur ein bisschen in der Vergangenheit. Die
bürgerliche Familie hat nämlich auch einen realen Nutzen im Kapitalismus:



die unbezahlte Hausarbeit. Damit Menschen arbeiten gehen und ihre volle
Arbeitskraft  ausschöpfen können (und somit  volle Gewinne für die Bosse
einfahren können), müssen sie natürlich einigermaßen gut genährt, gesund
und  ausgeruht  sein.  Damit  dies  gewährleistet  werden  kann,  braucht  es
Hausarbeit. Obwohl es also für die Kapitalist_innen zwingend notwendig ist,
dass  die  Arbeiter_innen  wieder  am nächsten  Tag  auf  der  Matte  stehen
können, bezahlen sie nicht dafür. Traditionell bekommt dann die Frau in der
bürgerlichen Familie die Aufgabe, für Kindererziehung, Küche, Haushalt und
emotionale Arbeit zu sorgen, heutzutage meist auch neben der eigentlichen
Lohnarbeit. Kinder erziehen. Das bringt den Kapitalist_Innen also noch mehr
Profit ein, da sie sich nicht um die Regenerierung und Reproduktion ihrer
Arbeiter_Innen finanziell kümmern müssen. Mit der Emanzipation der Frau
und  LGTBIA*-Menschen  wird  dieses  traditionelle  Familienbild  aber
aufgebrochen, klar also, dass die AfD, die die Interessen der Kapitalist_Innen
vertritt, etwas dagegen hat! Logischerweise ist unbezahlte Arbeit aber super
scheiße und LGTBIA*-Menschen und Frauen unterdrücken natürlich auch.
Deswegen sind wir für die Vergesellschaftung der Hausarbeit – raus aus der
einzelnen Familie, rein in die solidarische Gesellschaft!

3.  Die AfD ist  neoliberal.  Die AfD versucht sich immer wieder als neue
Partei  des  kleinen Mannes darzustellen.  Ob durch Gauland,  der  die  AfD
konkret als „Partei der kleinen Leute“ bezeichnete oder auf Wahlplakaten mit
Aufschriften  wie  „Vertritt  die  Interessen  der  kleinen  Leute,  statt  sie  zu
verraten“ oder „Grenzen sichern. Sozialstaat schützen.“ Leider war sie damit
oft erfolgreich.

Gegen  das  „Establishment“,  gegen  die  „Lügenpresse“,  gegen  die
„herrschende  Elite“:  bei  vielen  Lohnabhängigen,  die  sich  von  ihren
traditionellen  Interessenvertreter_Innen  im  Stich  gelassen  fühlen,  fallen
diese Slogans auf fruchtbaren Boden. Mit dem Wahlkampfmotto „Wende 2.0“
stellt sie sich nun vor den Landtagswahlen als die einzige Partei dar, die die
Sorgen und Nöte der  Menschen im Osten Deutschlands aufgreife.  Dabei
entspringt die Partei genau der Elite, gegen die sie anzukämpfen scheint. In
der  Gründungssituation  verstand  sich  die  AfD  nicht  als  „Anti-
Establishmentpartei“,  sondern  als  nationalkonservativ  und  neoliberal



or i en t i e r te  Par te i ,  gegründe t  von  Pro fessor _ Innen  und
Wirtschaftsführer_Innen. Mitgründer Bernd Lucke trat schon etwa 2005 mit
dem  „Hamburger  Appell“  in  Erscheinung,  unterstützt  von  hunderten
Wirtschaftswissenschaftler_Innen, die die Agenda 2010 verschärfen wollten,
also  für  massive  Kürzungen  für  Arbeitslose  und  Streichung  von
Urlaubsansprüchen  für  Geringverdiener_Innen  eintraten.

Ganz im Gegensatz hat die AfD nämlich in der Gesamtheit ihrer formulierten
Ziele etwa jeder sozialen Gruppe außer den deutschen Unternehmer_innen
übel mitgespielt Die AfD möchte den staatlichen Einfluss auf die Wirtschaft
insgesamt  erheblich  schwächen  und  den  Unternehmen  mehr  Spielraum
geben. Sie tritt für eine Rückbesinnung auf seine 4 Grundpfeiler, die „innere
und  äußere  Sicherheit ,  Justiz,  auswärtige  Beziehungen  und
Finanzverwaltung“,  ein.  Je  mehr  Wettbewerb,  desto  besser.  Also:
Deregulierungen des Marktes, Steuerungerechtigkeit, finanzielle Abstrafung
von Alleinerziehenden,  weitere  Ausweitung von Leih-  und Zeitarbeit  und
Erleichterung von Entlassungen.

Ginge es nach der AfD, würde die Bundesagentur für Arbeit aufgelöst und
ihre  übrigen  Aufgaben  von  kommunalen  Ämtern,  Krankenkassen  und
privatwirtschaftlichen  Versicherungen  getragen  werden.  Der  Bezug  von
Arbeitslosengeld I  soll  für Menschen,  die nicht  jahrzehntelang gearbeitet
haben,  eingeschränkt,  vor  allem aber  das  Arbeitslosengeld  II  (Hartz  IV)
durch  eine  „aktivierende  Grundsicherung“  ersetzt  werden.  Das  heißt:
S a n k t i o n e n  b i s  z u m  E n t z u g  d e s  G e l d e s ,  k o m b i n i e r t  m i t
„Beschäftigungsanreizen“. Dazu gehört die Nichtverrechnung von Teilen des
Einkommens von Hartz IV-Bezieher_Innen, die einen Teilzeitjob haben oder
einer prekären Beschäftigung nachgehen.

Arbeitslose sollen kein Geld vom Staat erhalten, sondern für zwangsweise
verrichtete  gemeinnützige  Arbeit  1000  Euro  im  Monat  erhalten.  Durch
privatisierte  Arbeitslosen-  und  Unfallversicherung  bliebe  es
Arbeitnehmer_Innen  selbst  überlassen,  sich  gegen  Arbeitslosigkeit  oder
Unfälle zu versichern. Je höher das Risiko, desto höhere Beiträge würden die
Versicherungen erheben,  wodurch  gerade  diejenigen,  die  besonders  vom
Risiko  betroffen  sind,  Probleme  mit  der  Finanzierung  der  Versicherung



bekämen.

Das  Rentenalter  soll  parallel  zum  Anstieg  der  Lebenserwartung  erhöht
werden.  Pflege  von  Alten  und  Kranken  soll  im  Rahmen  der  familiären
Umgebung erfolgen. Die AfD greift damit alle Lohnabhängigen massiv an und
unterstützt die weitere Verarmung der Bevölkerung.

Für die Reichen hingegen hat die AfD mehrere Geschenke im Programm: die
Vermögens-  und  Erbschaftssteuer  soll  komplett  abgeschafft  sowie  die
Gewerbesteuer  massiv  gekürzt  werden.  Das  Steuersystem  will  sie
dahingehend  ändern,  dass  der  Spitzensteuersatz  bei  25  prozentiger
Besteuerung  stehen  bleibt,  während  er  jetzt  bei  45%  liegt.  Durch  die
umfassende  Steuersenkung  verlöre  der  Staat  eine  seiner  wichtigsten
Einnahmequellen,  weshalb  das  Ziel  der  AfD,  die  Staatsschulden  zu
liquidieren,  also  zwangsläufig  über  Kürzungen  von  Sozialleistungen  und
Infrastrukturausgaben erreicht werden müsste. Die AfD weiß jedoch, dass sie
als politische Akteure erst zu umfassendem Einfluss gelangen können, wenn
ihnen die Verklärung ihres Eigeninteresses als Interesse der Allgemeinheit
gelingt.  Sie  wissen  diesen  Effekt  geschickt  durch  die  Darstellung  aller
feindlichen  politischen  Akteure  als  dem  allgemeinen  Interesse  bewusst
zuwiderhandelnd  zu  verstärken.  Die  Partei  will  den  Eindruck  erwecken,
gegen die gesellschaftliche Spaltung anzugehen, wobei sie tatsächlich die
Spaltung zwischen Arm und Reich weiter verstärken möchte.

Wie schafft die AfD es, diese Widersprüche zu kaschieren?

4. Die AfD ist rassistisch. Die ekelhafte Hetze der AfD gegen Geflüchtete ist
nichts Neues. Seit der sogenannten „Flüchtlingskrise“ 2015 hat die Partei
diese zu ihrem Hauptthema gemacht. Einzelne Aussagen von Politiker_Innen
der AfD sorgten immer wieder für Aufsehen, wie etwa von Poggenburg, der
die  hier  lebenden  Deutsch-Türk_Innen  als  „Kümmelhändler“  und
„Kameltreiber“  bezeichnete  oder  Beatrix  von  Storch,  die  sich  für  den
Schießbefehl an der Grenze aussprach, um sie am Grenzübertritt zu hindern.
Frau von Storch zog sich mit der Aussage, sie sei auf der Maus ausgerutscht,
aus der Verantwortung, und auch andere solche demaskierenden Ereignisse
wurden versucht als Einzelaussagen, teils als Ausrutscher, zu vertuschen.



Doch uns ist klar, dass sich nicht zufällig Politiker mit solchen Einstellungen
in der AfD tummeln – kein Teil der AfD kommt ohne Rassismus aus, jeder
Flügel der Partei ist davon durchzogen.

Die AfD lenkt die berechtigte Unzufriedenheit  von sozial  Schwachen und
Abstiegsgefährdeten  gegenüber  dem  Staat  auf  Menschen  mit
Migrationshintergrund.  Die  Darstellung von Zuwanderung und Flucht  als
gesteuerte und von etablierten Parteien und Medien geförderte Bedrohung
für  das  „deutsche  Volk“  und  dessen  Kultur  verstärkt  und  festigt  den
Ausländerhass von AfD-Anhänger_Innen, der seinen Ausdruck in Hetzjagden
und  Anschlägen  auf  Geflüchtetenunterkünfte  fand.  Die  angebliche
Ausbreitung des Islams und die „Präsenz einer ständig wachsenden Zahl von
Muslimen“ stellt laut dem Grundsatzprogramm der AfD „eine große Gefahr
für unseren Staat, unsere Gesellschaft und unsere Werteordnung“ dar. Diese
konstruierte  Bedrohung  dient  als  Legitimation  für  diverse  rassistische
Maßnahmen:  die  AfD  will  beispielsweise  islamischen  Verbänden  ihren
Körperschaftsstatus  absprechen,  Kopftuchverbot  im  öffentlichen  Dienst
durchsetzen  und  den  Bau  und  Betrieb  von  Moscheen  beschränken.

Die wirtschaftlichen Interessen bieten dem Rassismus einen hervorragenden
Anknüpfungspunkt. In der Asylpolitik bezieht sich die Partei positiv auf die
australischen  und  kanadischen  Einwanderungsgesetze,  in  denen  die
wirtschaftliche  Verwertbarkeit  ausdrücklich  im  Zentrum  der
Einwanderungspolitik  steht.  Sie  soll  sich  ausschließlich  an  der
Integrationsfähigkeit  und  den  Bedürfnissen  der  eigenen  Wirtschaft
orientieren.  Die  Aufweichung  des  Abstammungsprinzips  beim
Einbürgerungsrecht  wird  kritisiert,  die  Zulassung  einer  doppelten
Staatsbürgerschaft  bis auf wenigste Ausnahmen abgelehnt.  Im Programm
wird  von  einer  tödlichen  Bedrohung  des  Fortbestands  von  Nation  und
kultureller Einheit durch die „Ideologie des Multikulturalismus“ gesprochen.
Höcke spricht sich für eine Obergrenze unter 200.000 und eine massive
Ausweitung der Abschiebungen aus.

Mit dem Rassismus nutzt die Partei ein umfassendes Mittel zum Ansprechen
von  Wählern_Innen  aus  verschiedensten  Interessensgruppen.  Die
beängstigten Kapitalist_Innen und Kleinbürger_Innen beruhigt sie mit dem



Gedanken an Schutz vor weiterer Konkurrenz durch die Abschottung der
deutschen  Wirtschaft  durch  den  Ausstieg  aus  dem  Euro.  Den
Lohnabhängigen wird gemäßigter Konkurrenzdruck auf dem Arbeitsmarkt
durch  weniger  Geflüchtete  und  Migrant_Innen  versprochen.  Auch  den
Erwerbslosen oder prekär Beschäftigten erscheint es als Verbesserung der
Konkurrenzsituation, wenn der Sozialstaat sich weniger um die Geflüchteten,
mehr um sie kümmern kann.

Die AfD organisiert die soziale Unzufriedenheit ihrer Wähler_Innenschaft mit
der Verbreitung nationalistischer,  völkischer und rassistischer Hetze. Von
solchen Kräften, die die Solidarität der Arbeiter_Innenklasse zu untergraben
suchen und breite Teile ihrer Wähler_Innenschaft taktisch gezielt täuschen,
um an Macht zu kommen, geht die eigentliche Bedrohung aus.

Extinction  Rebellion:  Ziviler
Ungehorsam als Antwort auf die
Klimakrise?
Jan Hektik

29.07.2019

Extinction Rebellion ist bekannt als radikaler Teil der Umweltbewegung und
als enger Bündnispartner von FridaysforFuture. Gerade in Großbritannien
und den USA sind sie im Fokus der öffentlichen Debatte. Doch wofür stehen
sie? Was sind ihre Taktiken? Und was ihre Stärken und Schwächen? Mit
diesen Fragen möchte sich dieser Artikel auseinandersetzen.

Was macht Extinction Rebellion?

XR ist eine auf öffentlichkeitswirksame Aktionen abzielende Bewegung, die
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vor allem in Großbritannien viele Anhänger_Innen und große Protestaktionen
organisiert hat. Auch in Deutschland existieren ca. 30 Ortsgruppen von XR.
Zunächst  einmal  muss  man  positiv  hervorheben,  dass  durch  XR  viele
Jugendliche aktiv auf die Straße gehen und in Konflikt mit dem bürgerlichen
Staat treten, gegen den wir letztlich die Rettung unserer Lebensgrundlagen
durchsetzten  müssen.  Weiterhin  hat  XR  es  geschafft,  zumindest  in
Großbritannien eine große Öffentlichkeit zu erreichen und so die öffentliche
Debatte maßgeblich zu beeinflussen. Dies geschieht vor allem in Aktionen
zivilen  Ungehorsams  wie  Straßenblockaden  aber  auch  in  künstlerischen
Protestformen wie z. B. „Die-Ins“ (sich an öffentlichen Orten massenweise
totstellen). In Großbritannien erreichten die Aktionen teilweise eine Größe
von 6000 Teilnehmer_Innen und führten  inzwischen zu  hunderten,  wenn
nicht tausenden, Verhaftungen. Laut XR ist es sogar das Ziel Verhaftungen
zu provozieren, um eine größere Öffentlichkeit zu schaffen. Weiterhin soll
gewaltfrei  agiert  werden,  damit  die  Öffentlichkeit  sich  eher  mit  den
Protesten  solidarisiert.

Die Positionen von XR

Bevor wir uns mit den Aktionsformen auseinandersetzen, geben wir zunächst
die Forderungen von XR wieder:

1. Tell the Truth (Sprecht die Wahrheit)!

Die  Regierung  solle  den  Ernst  der  Lage  anerkennen  und  einen
„Klimanotstand“  ausrufen  statt  den  Klimawandel  zu  leugnen  oder  das
Problem herunterzuspielen. Außerdem solle in den Massenmedien darüber
aufgeklärt werden.

2. Act Now (Jetzt Handeln)!

Die Regierung solle Maßnahmen ergreifen, um den Verlust an Biodiversität
zu verhindern und einen Nettotreibhausgasausstoß von 0 bis zum Jahr 2025
zu erreichen.

3. Beyond Politics (Jenseits von Politik)!



Dies stellt darauf ab Bürger_Innenversammlungen einzuberufen, welche die
Entscheidung über  die  Frage der  Umweltpolitik  treffen  sollen  und diese
Entscheidung als Empfehlung an die Regierung aussprechen sollen.

Probleme der Taktik

So beachtenswert der Aktivismus ist, er hat auch Grenzen, denn diese Taktik
kann  momentan  nur  von  einem  begrenzten,  privilegierten  Kreis  von
Aktivist_Innen  angewandt  werden.  Insbesondere  Menschen  mit  einem
unsicheren Aufenthaltsstatus können es sich schlicht nicht leisten, verhaftet
zu werden. Auch Menschen in bestimmten Berufen, mit offenen Verfahren
oder auf Bewährung sind von solchen Aktionen ausgeschlossen.

Andererseits drückt sich in den Aktionen des zivilen Ungehorsams und den
Forderungen eine Scheinradikalität  aus.  Die Aktionen wirken radikal  und
aufopfernd aber ersetzen bei XR konkrete Lösungsvorschläge. Diese werden
dann  doch  der  Öffentlichkeit,  den  Investor_Innen  und  Regierungen
überlassen. „Beyond Politics“ bewegt sich unterm Strich völlig im Rahmen
der bestehenden kapitalistischen Politik und die ersten zwei Forderungen
gehen  über  Bitten  an  die  Politik  der  Regierungen  nicht  einmal  hinaus.
Weiterhin  i s t  d ie  dr i t te  Forderung  undemokrat isch,  denn
Bürger_Innenversammlungen  stellen  keine  demokratisch  gewählten
Vertreter_Innen dar. Was wie breite Beteiligung wirkt, ist in Wirklichkeit eine
Verschleierung der Kräfteverhältnisse im kapitalistischen Staat. Die Frage,
welche Klasse den Ton im Staat angibt, wird ausgeklammert.

Es  sind  die  Eigentümer_Innen  von  Stromkonzernen,  Autokonzernen  und
Transportunternehmen, die in unserem System herrschen und deren Macht
in der parlamentarischen Demokratie verschleiert wird. Sie haben insofern
kein Interesse daran einen effektiven Klimaschutz zu schaffen,  sobald er
ihren Profitinteressen entgegensteht. Die heutige Klimakrise geht auf ihre
Kappe – genauso wie auf die Kappe der Regierungen, die XR um eine Lösung
der Klimakrise bittet.

Weiterhin  ist  die  Umweltzerstörung  ein  globales  Problem,  welches  nur
international gelöst werden kann. Solange sich die Weltwirtschaft  in den



Händen  konkurrierender  kapitalistischer  Blöcke  befindet,  wird  keine
internationale Zusammenarbeit beim Klimawandel möglich sein. Wir müssen
die großen Energie-, Verkehrs- und Verschmutzungsindustrien enteignen und
demokratisieren,  ihre  technischen  Befugnisse  und  Vermögenswerte
zusammenführen,  um  den  Übergang  zur  nachhaltigen  Produktion  zu
beschleunigen,  ja  überhaupt  erst  zu  ermöglichen.

Welche Aktionsform?

Daher fordern wir massenhafte, kollektive Aktionsformen, die den Kern der
verantwortl ichen  Industrien  treffen:  Streiks,  Besetzungen,
Massendemonstrationen.  Auch eine Platzbesetzung wie sie  XR in London
ausgeführt hat kann sinnvoll sein. Es braucht aber vor allem demokratisch
gewählte  Organe  von  Arbeiter_Innen,  Unterdrückten  und  Jugendlichen,
welche  die  im  Rahmen  von  FFF  und  XR  begonnen  Aktionen  verstärkt
international koordinieren und daraus Räte und Komitees entwickeln, die die
Umstrukturierung der Industrie selbst vornehmen.

In diesem Zusammenhang stellt sich auch die Frage der Gewaltfreiheit. Da es
hierbei um das Überleben der Menschheit geht, ist eigentlich klar, dass im
Notfall leider Gewalt angewendet werden muss. In der Tat ist die Alternative
dazu es weiter zuzulassen, dass Klimakiller unsere Umwelt zerstören, alles
andere als gewaltfrei. Sie bedeutet nämlich massenhafte Vertreibung und
letztlich die Zerstörung der Lebensgrundlage vieler Millionen Menschen.

Die Frage ist, welche Art von Gewalt und Aktionsform für uns sinnvoll ist.
Sicher  können  „Die-Ins“  genauso  wie  die  Aktionen  von  Ende  Gelände
kurzzeitig einen Ablauf in der Industrie oder im öffentlichen Leben stören
und ein medienwirksames Symbol darstellen. Wirklich unter Druck setzen
wird  dies  aber  weder  Regierung  noch  Konzerne.  Erst  eine  massenhafte
militante Streikaktion kann das tun. In diesem Sinne sollten die Schulstreiks
fortgeführt werden und die Verbindung zu Arbeiter_Innen suchen. Die Polizei
wird nicht dazu geneigt sein,  solche Aktionen mit Samthandschuhen und
Humor zu behandeln – aber diese können organisiert und kollektiv verteidigt
werden.



Wie gehen wir mit XR um?

Wir glauben, dass es notwendig und richtig ist sich solidarisch mit XR zu
zeigen, denn sie kämpfen für ein richtiges und notwendiges Ziel. Sie schaffen
es tausende Jugendliche anzusprechen, zu politisieren und in einen Konflikt
mit dem herrschenden System und seinen Repressionsorganen zu bringen.
Wir fordern: Keine Repression gegenüber den Aktivist_Innen! Fallenlassen
aller Verfahren und Freiheit für die politischen Gefangenen!

Gleichzeitig denken wir, dass andere Aktionsformen notwendig sind, um den
Kampf gegen Umweltzerstörung weiterzutreiben. Es braucht nicht nur eine
Radikalität in Aktionen, sondern vor allem in Losungen und Forderungen, wie
wir einige oben angerissen haben. Deshalb bieten wir mit diesem Artikel XR
und allen anderen Interessierten eine Diskussion über Aktionsformen und
politische Ausrichtung an.


